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33. ALBISGÜETLI-TAGUNG

SVP zeigt politisch und digital Profil
Wenn hochkarätige Referenten The-
men aufgreifen, die unter den Nägeln 
brennen, zieht das virtuell ebenso wie 
ein physischer Anlass. Das bewiesen 
alt Bundesrat Christoph Blocher, Bun-
despräsident Guy Parmelin und Benja-
min Fischer, Kantonsrat sowie Zürcher 
Parteipräsident. 

Am Tablett, am Computer oder via i-
Phone folgten Tausende der diesjähri-
gen Albisgüetli-Tagung. Ihre Kommen-
tare im Life-Chat sprechen für sich. So 
meinte z.B. Monika Koch: «Die direkte 
Demokratie ist nicht verhandelbar.» 
Und Regula Hiltebrand doppelte nach: 
«Wir wollen weder Rahmenvertrag 
noch EU-Beitritt. 

Wie lange versuchen sie jetzt schon, 
die Bevölkerung umzustimmen und 
für blöd zu verkaufen?»

Grosses Medienecho
Trotz Corona-Pandemie und trotz wuch-
tigem Wintereinbruch mit Rekord-
schnee wurde die diesjährige Albis
güetli-Tagung somit ein durchschla-
gender Erfolg. 

Den Organisatoren ist es unter der 
Leitung von Alexandra Pfister gelun-
gen, die grösste politische Veranstal-
tung der Schweiz mit einem Senk-
rechtstart virtuell zum Fliegen zu 
bringen. 

Das war auch logistisch-technisch 
eine Parforce-Leistung. Dass es sich 
lohnte, zeigt unter anderem das gros-
se Medienecho in auflagestarken Print-
medien wie 20 Minuten oder Blick so
wie in privaten und öffentlich-rechtli-
chen TV-Kanälen.	 
Hauptbeiträge Seite 5
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ERSCHWERUNG DES EINSATZES VON SOZIALDETEKTIVEN 

Gemeinden wehren sich!
Der Zürcher Kantonsrat hat mit 88 zu 85 Stimmen eine Revision des kantonalen 
Sozialhilfegesetzes äusserst knapp beschlossen. Neu sollen Observationen  
gegen mutmassliche Sozialhilfebetrüger vorgängig durch den Bezirksrat bewilligt 
werden müssen. Arbeiten von Sozialhilfeorganen und Überprüfungen sollen  
erschwert oder verunmöglicht werden. Zürcher Städte und Gemeinden haben dagegen 
erfolgreich das Referendum ergriffen. Zur schädlichen Revision des Sozialhilfe- 
gesetzes hat nun das Volk das letzte Wort. 

Die Verfassung des Kantons Zürich 
räumt den Gemeinden das Recht ein, 
gegen Beschlüsse des Kantonsrates das 
Referendum zu ergreifen und eine 
Volksabstimmung zu verlangen. Damit 
ein Gemeindereferendum erfolgreich 
ist, benötigt es die Unterstützung von 
12 politischen Gemeinden. Die Ausrich-

tung von Sozialhilfe und damit die Be-
kämpfung von Sozialhilfemissbrauch 
ist Sache der Gemeinden. 

Um diese Aufgabe erfüllen zu kön-
nen, brauchen die Gemeinden griffige 
Mittel. Die vom Kantonsrat nur hauch-
dünn verabschiedete Gesetzesände-
rung ist in der Praxis unbrauchbar. 

Aus diesem Grund haben 49 Gemein-
den das Gemeindereferendum ergrif-
fen. 

Spontane Hausbesuche nicht 
erlaubt
Der knappe Kantonsratsbeschluss führt 
dazu, dass sowohl auf Seite der Verwal-

tung in den Gemeinden als auch bei 
den Bezirksräten ein zusätzlicher ad-
ministrativer Aufwand entsteht, zumal 
diese alle Observationen vorgängig be-
willigen müssen. 

Diese Regelung ist praxisfremd, weil 
Observationen bei einem konkreten 
Verdacht in der Regel rasch umgesetzt 
werden müssen. Das Verifizieren, ob 
die von Sozialhilfebezügern gemachten 
Angaben auch der Tatsache entspre-
chen, wird de facto verunmöglicht, 
denn solche Arbeiten dürfen neu nur 
noch vom öffentlichen Raum aus er-
folgen. 

Es ist zukünftig nicht mehr erlaubt, 
mittels spontanem Hausbesuch zu ve-
rifizieren, ob die gemachten Angaben 
zur Haushaltsgrössen der Tatsache ent-
sprechen. 

Klares eidgenössisches JA 
zu Observationen
Insbesondere werden aber auch Inst-
rumente zur Standortbestimmung ver-
boten. Im November 2018 hiess das 
Schweizer Stimmvolk eine eidg. Geset-
zesgrundlage für Observationen mit 
64,7% deutlich gut. Dieses Gesetz, wel-
ches von den Gemeinden etwa im Be-
reich der Ergänzungsleistungen ange-
wendet wird, erlaubt zur Überwachung 
insbesondere auch den Einsatz von GPS-
Trackern. 

Es ist nicht nachvollziehbar, wes-
halb gegen rechtschaffene Bürgerin-
nen und Bürger, welche Ergänzungs-
leistungen benötigen, GPS-Tracker ein-
gesetzt werden sollen, dasselbe Mittel 
jedoch bei klaren Indizien von Sozial-
hilfemissbrauch nicht eingesetzt wer-
den darf. Es ist statistisch erwiesen, 
dass im Vergleich zur Ergänzungsleis-
tung die Sozialhilfe vermehrt in die Ta-
schen von Wirtschaftsmigranten und 
Scheinflüchtlingen fliesst, welche, statt 

etwas zum Allgemeinwohl leisten, un-
sere Sozialsysteme aushöhlen. 

Missachtung des Volkswillens
Der Entscheid des Kantonsrates miss-
achtet de facto auch den Volksent-
scheid, dass es sich bei Sozialhilfebe-
trug um ein schweres Delikt handelt, 
welches zum Landesverweis führen 
soll. Denn Sozialhilfemissbrauch setzt 
eine der wichtigsten sozialen Errun-
genschaften, nämlich das letzte sozia-
le Netz, bezüglich der Akzeptanz in 
der Bevölkerung aufs Spiel. 

Wer sich daran illegal bedient, soll 
ausgeschafft werden. Dafür brauchen 
die Gemeinden jedoch wirksame Mit-
tel. Bei den Exekutiven in den Gemein-
den oder den Sozialbehörden handelt 
es sich um von der eigenen Bevölke-
rung gewählte Personen, welche bis 
anhin seriöse Arbeit leisteten und grund-
sätzlich verantwortungsvoll und um-
sichtig handeln. 

Mit einer Ablehnung der vorgeschla-
genen Gesetzesänderung wird die Chan-
ce zur Erarbeitung einer effektiven und 
für die Gemeinden brauchbaren kan-
tonalen Gesetzesgrundlage geschaffen. 
Bis dahin steht es den Gemeinden frei, 
Observationen kommunal zu regeln. 
Darum NEIN zur Änderung des Sozial-
hilfegesetzes und damit NEIN zur Er-
schwerung der Arbeit von Sozialdetek-
tiven und NEIN zum Sozialhilfemiss-
brauch.

Stefan Schmid
Kantonsrat SVP
Niederglatt

Luxuskarosse und gleichzeitig Sozialhilfe? Leider decken Medien regelmässig Missbrauchsfälle auf. Darum braucht 
es Sozialdetektive.� Bild: Pixabay



JA ZUM E-ID-GESETZ

Mit der Schweizer E-ID sicher und einfach im Netz
Mit dem E-ID-Gesetz werden die rechtlichen Grundlagen geschaffen für eine staatlich anerkannte Schweizer  
E-ID (elektronische Identität). Unser Land kann damit einen wichtigen Schritt in eine zunehmend digitalisierte Zukunft 
mit zahlreichen Online-Dienstleistungen nehmen.

Immer mehr Menschen, Behörden, Ver -
bände und Unternehmen bewegen sich 
online. Die heutigen Möglichkeiten zur 
Identi�kation von Personen im Inter -
net sind unübersichtlich und kaum re -
guliert. Viele Online-Dienstleistungen 
sind deshalb in der Schweiz noch gar 
nicht möglich. 

Mit einer staatlich anerkannten und 
geprüften E-ID wird vieles im Internet 
einfacher und sicherer. Es gibt kein 
Chaos mehr mit unzähligen Logins und 
Passwörtern. Herr und Frau Schweizer 
verfügen über mehr Kontrolle und 
Transparenz der eigenen Daten. Zudem 
ist es ein ef�zientes Mittel gegen Iden -
titätsbetrüger. Im Weiteren erhält man 
mehr Unabhängigkeit von Öffnungs -
zeiten und muss weniger Schlange ste-
hen am Schalter.

Freiwilligkeit
Ganz wichtig: Die E-ID ist freiwillig, 
niemand wird dazu gezwungen. Die 
Anforderung und auch die Nutzung 
der E-ID ist freiwillig. Niemand muss 
eine haben oder befürchten, ohne E- ID 
von öffentlichen Diensten ausgeschlos -
sen zu werden. 

Im Gesetz steht, dass Anbieterinnen 
und Anbieter von Online-Shopping 
und anderen einfachen Diensten im 
tiefen Sicherheitsbereich auch einen 
Zugang ohne E-ID ermöglichen müs -

sen. Das gilt für Unternehmen und Be -
hörden. Behördenangebote, bei denen 
es eine erhöhte Sicherheit braucht (z.B. 
Auszug aus dem Betreibungsregister), 
können dank der E- ID in Zukunft auch 
online angeboten und einfacher ge -
nutzt werden. 

Das bedeutet aber nicht, dass Off-
line-Angebote verschwinden werden. 
Selbstverständlich wird man weiterhin 
den Auszug auch auf dem Papierweg 
oder mit einem Gang zur Behörde be -
ziehen können. Die Schweizer E-ID bie-
tet Chancen und Flexibilität ohne 
Zwang. 

Flexibilität
Wer will, kann die E- ID bei einem staat-
lich anerkannten Anbieter bestellen. 
Laut Gesetz können dies Private, Kan-
tone und Gemeinden sein.

Das Gesetz ermöglicht die Wahl zwi -
schen verschiedenen Lösungen, statt 
eines Monopols. Es ist bewusst techno-
logieneutral formuliert und ermög -
licht Innovation und Flexibilität. Das 
ist zukunftsweisend. Wenn eine Per -
son eine E-ID will, beantragt sie diese 
bei einem der zugelassenen Identitäts -
dienstleister. Dieser leitet die Anfrage 
an das Fedpol beim Bund weiter. Die -

ses prüft, ob die Person mit dem An -
trag einverstanden ist� – ohne deren 
Einverständnis wird keine Anfrage be -
stätigt. Nach einer positiven Rückmel -
dung überprüft der Bund die Identität 
der Person. 

Nach erfolgreicher Überprüfung 
übermittelt der Bund die korrekten 
Daten an den Identitätsdienstleister, 
der sicherstellen muss, dass die von 
Fedpol gelieferten Identitätsdaten an 
die richtige Person ausgeliefert werden. 
Trifft dies zu, erhält die Person ihre 
E-ID.

Zweckmässige Aufgabenteilung
Der Bund ist für die amtliche Bestäti -
gung einer Identität zuständig�– nur er 
kann die Identität einer Person garan -
tieren. Das technische E-ID-System wird 
von privaten Organisationen, Kantonen 
oder Gemeinden entwickelt und betrie -
ben. Im Weiteren ist der Schutz der 
Privatsphäre gegeben. Die Datenschutz-
regeln sind strenger als im Daten -
schutzgesetz. Die Personendaten dür-
fen ausschliesslich zur Identi�kation 
im Auftrag des E- ID-Inhabers oder der 
E-ID-Inhaberin genutzt werden. Eine 
Verknüpfung, Weitergabe oder Kom -
merzialisierung der Daten ist aus -
drücklich verboten. Es ist ein bewähr -
tes Schweizer Modell, dass der Staat als 
Garant auftritt und gleichzeitig inno -
vative und kundenfreundliche Anwen -
dungen von Privaten, Kantonen und 
Gemeinden zulässt. 

Das E-ID-Gesetz ebnet den Weg für 
vertrauenswürdige Schweizer Lösun -
gen: Es schafft klare Regeln für mehr 
Transparenz und Datenschutz und ga -
rantiert unabhängige Kontrollen. Sa
gen Sie JA zum E-ID-Gesetz am 7. März. 
JA zu Freiwilligkeit und Wahlfreiheit 
und Ja zu mehr Einfachheit und Si -
cherheit im Netz.

In seiner «Albisgüetli-Rede» sprach 

Bundespräsident Guy Parmelin: 

«Wir müssen in dieser wirklich 

schwierigen Situation nochmals 

zusammenstehen.» Dabei ist uns 

ja genau dieses Zusammenstehen 

behördlich verboten. Wird das 

Distanzhalten zu einer Langzeit-

folge der Covid-Pandemie? Ganz 

sicher wird uns jedenfalls eine 

neue Krankheit noch lange be-

schäftigen: «Long Covid».

Dafür sorgt ein Basler namens 

Wagner, der auf den Vornamen 

«Che» hört. Selbst das Schwei-

zer Fernsehen nennt Che Wag-

ner einen «linken Politaktivisten». 

Was heissen will: Er ist ein links

extremer Politaktivist. Beru�ich 

hat er sich Kampagnen verschrie-

ben, etwa fürs bedingungslose 

Grundeinkommen oder für die 

Elternzeit-Initiative. Doch gegen-

wärtig führt der Pro�-Campaig-

ner eine noch lukrativere Schlacht: 

Er ist Urheber eines offenen Briefs 

an�den Bundesrat mit Geld- und 

anderen Forderungen für «Long-

Covid-Opfer».

Seine Partnerin�– deren Alter 

zwischen 25 (watson) und 29  

(CH Media) schwankt�– ist Künst

lerin. Als ob es dieser Berufsgat-

tung nicht schon schlecht genug 

ginge, sei sie trotz mildem Ver -

lauf einer Infektion jetzt ein Co-

vid-Langzeitopfer, lässt uns Che 

Wagner wissen. Und weil eine 

wirkungsvolle Kampagne von Bil-

dern lebt, hat er für die Dauer

patientin einen Rollstuhl organi-

siert. Darin sitzt sie jetzt, in alle 

Welt verbreitet via Twitter. In-

klusive Wagners Kommentar: 

«Momentan kann sie nicht mehr 

als fünfzig Meter laufen.»

Wo eine linke Kampagne läuft, 

sind die Medien sofort zur Stelle. 

Che Wagner äussert sich als Spe-

zialist für «Long Covid» in der SRF-

«Rundschau» und Tele Züri, in�  

«Tages-Anzeiger» und « NZZ» bis 

zu «Pilatus today» und «Oltner 

Tagblatt». Selbstverständlich geht 

es Che Wagner bei «Long Covid» 

um Kohle, sei doch die «Finanzie-

rung der absehbaren Kostenfol-

gen bei Arbeitgebern, Taggeld-

versicherungen, Krankenkassen 

und bei der Invalidenversiche-

rung ungeklärt». Die Pandemie 

solcher Rentenansprüche wird die 

Covid-Pandemie um Jahrzehnte 

überleben. Schon mein Grossvater 

p�egte zu sagen: «Als der Kranke 

genas, war er ärger als zuvor.»

Langzeit-Covid dank 
Langzeit-Kampagne

Bruno Walliser
Nationalrat SVP
Volketswil

DELEGIERTENVERSAMMLUNG DER SVP DES KANTONS ZÜRICH

Auch online routiniert und erfolgreich
Mittlerweile ist es nicht mehr ungewöhnlich: Sitzungen �nden online statt, so�auch die Delegiertenversammlung 
der�SVP des Kanton Zürich. 212 Gäste und Delegierte waren am Dienstagabend, 19. Januar, dabei.

Kantonalparteipräsident Benjamin Fi -
scher eröffnete die Sitzung mit den 
Worten: «Der Bundesrat hat ein Glaub -
würdigkeitsproblem, wenn er einen 
Lockdown verfügt, ohne über gesicher -
te wissenschaftliche Grundlagen zu ver -
fügen. Er nimmt damit in Kauf, dass 
mehrere tausend Existenzen an die 
Wand gefahren werden.»

Härtefallregelung greift im Kanton 
Zürich bereits
Markige Worte fand auch Regierungs -
rat Ernst Stocker in seinem Grundsatz -
referat zur Härtefallregelung. «Chasch 
mache, was wotsch, die eine �ndets 
guet, die andere nöd»! 

Natürlich brauchen die Unterneh -
men jetzt schnell und unkompliziert 
Hilfe! Wir müssen aber auch mit Be -
dacht handeln und im Finanzbereich 
über Nachhaltigkeit sprechen, Nach -
haltigkeit darf nicht nur beim Umwelt -
schutz gelten.

NEIN zum unbrauchbaren 
Sozialhilfegesetz
Die NEIN-Parole hat bereits die Dele-
giertenversammlung vom Oktober ge -
fasst. Nationalrätin Barbara Steinemann 
hat die Delegierten auf einen harten 
Abstimmungskampf eingeschworen. Ob -
wohl 49 Gemeinden gegen das neue 
Gesetz das Referendum ergriffen haben, 
ist die Abstimmung noch lange nicht 
gewonnen. 

Die Linke will Kontrollen bei Sozial -
hilfebezügern verunmöglichen, dem 
muss entschlowssen entgegengetreten 
werden.

2 × JA zur Nationalitäten-  
Nennung
Nationalrat Mauro Tuena konnte als 
Präsident des SVP-Initiativkomitees ein 
Herzensanliegen der Partei vorstellen. 
Bei Polizeimeldungen sollen die Her -
kunftsländer der Täter wieder genannt 
werden, insbesondere die Weisung des 
damaligen Stadtrats Richard Wolff soll 
aufgehoben werden. 

Die SVP verlangt mit der Initiative 
die Wiedereinführung der vollen Trans -
parenz.

SVP kann nur gewinnen
Gegen die SVP-Initiative zur Nationali -
täten-Nennung hat der Kantonsrat 
einen Gegenvorschlag erarbeitet, der 
nur geringfügig von der Initiative ab -
weicht. 

Gemäss dem Gegenvorschlag wird 
der Integrationshintergrund der Täter 
nicht genannt, die Nationalität aber 
schon. Auch wenn der Bürger allen -
falls nur zum Gegenvorschlag Ja sagen 
würde, kann die SVP 90% ihrer Forde -
rung umsetzen.

Ja zum Wirtschaftsvertrag
Zur Verfassung des Kantons Zürich be -
züglich Anpassung der Grenzwerte hat 
Kantonsrätin Elisabeth P�ugshaupt die 
Delegierten informiert. 

Zur nationalen Vorlage zum Wirt -
schaftspartnerschaftsabkommen mit 
Indonesien war Nationalrat Thomas 
Matter das Gesicht des Geschäfts. Für 
beide Gesetze hat bereits der Kantonal-
vorstand die Ja-Parole gefasst, an der 

Delegiertenversammlung erfolgte ledig -
lich eine Information.

Diskussionen zum E-ID-Gesetz
Mit dem E-ID-Gesetz, welches National-
rat Bruno Walliser erörterte, will der 
Bund rechtliche Sicherheit schaffen 
bezüglich Identi�zierung im Online-
Bereich. 

Mehr Rechtssicherheit und das Ver -
hindern von Datenmissbrauch ist nur 
möglich, wenn persönliche Identi�ka -
tionsmerkmale von Firmen und Privat -
personen hinterlegt werden. In der 
Diskussion wurden Bedenken über die 
neue Datenhoheit des Bundes und über 
die Tatsache, dass der Bund bei der Um-
setzung auch private Unternehmen ein -
binden möchte, geäussert.

Die knappe Mehrheit der Delegier -
ten war letztendlich der Meinung, dass 
die neue E-ID den Umgang im Online-
Bereich deutlich vereinfachen wird, die 
JA-Parole wurde gefasst.

JA zum Verhüllungsverbot
Nationalrat Walter Wobmann, der Prä -
sident des Egerkinger Komitees hatte 
zum Schluss ein Heimspiel! Das Ver -
hüllungsverbot hatte bei den Delegier -
ten der SVP des Kantons Zürich nur 
wenige Skeptiker, welche vor allem das 
Argument der Freiheitsrechte ins Feld 
führten.

Online-Schlussabstimmung
Unter Traktandum sieben wurde on -
line abgestimmt. Die Delegierten haben 
vorgängig einen sicheren Code erhal -
ten, mit dem sie auf die Abstimmungs -
plattform einsteigen konnten.

Christoph  
Mörgeli

Das E-ID-Gesetz schafft klare Regeln für mehr Transparenz und Datenschutz 
im�Netz.� Bild: Pixabay

Martin Suter
Sekretär  
SVP Kanton Zürich
Rüti

Abstimmungsresultate DV
Teilnehmer Delegiertenversammlung inkl. Gäste� 212
Stimmberechtigt� 168

JA NEIN Enthaltung

SVP-Volksinitiative «Bei Polizeimeldungen
sind die Nationalitäten anzugeben» 2 × JA

167     1 0

Stichentscheid JA zur Initiative 164     4 0

Stichentscheid JA zum Gegenvorschlag     4 164 0

Eidgenössische Vorlagen

Bundesgesetz über elektronische 
Identi�zierungsdienste

 83 74 11

Volksinitiative « JA zum Verhüllungsverbot» 163  4  1

Budget 2021 der SVP des Kantons Zürich 165  2  1
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KOMMENTAR ZUR RATSSITZUNG

Das neue CO2-Gesetz braucht es nicht

Kurz vor Traktandum 7 verlangte der 
Fraktionspräsident der Grünen das Wort 
für eine Fraktionserklärung zum Inter-
view des CEO der Flughafen Zürich AG in 
der Luzerner Zeitung. 

Was die Grünen in ihrer Empörung 
dann bemängelten, war, dass der CEO 
Stephan Widrig das CO2-Gesetz als un-
taugliches Mittel ablehnt! 

Grösster Makel des CO2-Gesetzes ist für 
ihn, dass die vorgesehene Ticketabgabe 
das Fliegen für alle massiv verteuert, die 
Gelder aber nicht wieder in den Luftver-
kehr zur Förderung von Innovation zu-
rück�iessen. Der Sprecher der Zürcher 
Grünen verhehlte nicht, dass sie am liebs-
ten gänzlich auf die Luftfahrt, nicht aber 
auf die Gelder verzichten wollen. 

Als gut informierter Politiker und Mit -
arbeiter der Flughafen Zürich AG (FZAG) 
musste ich im Anschluss diesen Trug-
schluss ausräumen und gegen das ver-
meintliche CEO «bashing» antreten. Mit 
einer Fraktionserklärung der SVP-Frak-
tion galt es, wieder «Facts & Figures» ins 
Feld zu führen. 

Die allen Kantonsräten vorliegende 
Dokumentation, der Politikbrief Spezial 
Winter 2020 zum Klimaschutz des Flug-

hafens Zürich, sollte nämlich gelesen und 
verstanden werden. Der Flughafen Zürich 
steht für einen globalen Lösungsansatz 
für ein globales Problem, mit dem CORSIA-
Klimaschutzinstrument der Luftfahrt -
branche, unmissverständlich ein. 

Der Schutz des Klimas gehört zu den 
Fokusthemen der FZAG, die sich ehrgeizi-
ge CO2-Reduktionsziele gesteckt hat. CEO 
Stephan Widrig forderte im Interview 
eine «neue Denkweise», das neue CO2-Ge-
setz braucht es dafür nicht. Dieses muss 
somit in der Referendumsabstimmung 
klar abgelehnt werden

 

AUS DEM KANTONSRAT

Richterwahl, Corona und Hundegesetz
Die zweite Ratssitzung des neuen Jahres, in der Messehalle 9, verlief sehr zügig und war von der Raum- 
temperatur her immer noch etwas unterkühlt, was dem Berichterstatter eher entgegenkam, andere aber  
zum Tragen einer Ski-Jacke nötigte. 

Für die SVP-Fraktion war das wohl 
wichtigste Geschäft des Morgens die 
Wahl einer neuen SVP-Richterin ans 
Obergericht. So wurde Maya Knüsel, 
SVP Uetikon, mit 158 Stimmen erfolg -
reich zur Oberrichterin gewählt, was 
mit einem Applaus gewürdigt wurde. 

Am spannendsten war aber sicher -
lich die Diskussion über das dringliche 
Postulat von SP und FDP mit dem Titel 
«Statistische Erkenntnisse zu Covid-19 
gewinnen» unter Traktandum 5. Die 
SVP-Fraktion lehnte dieses Postulat ab, 
da sie befürchtet, dass ausser hohen 
Verwaltungsaufwänden auch noch 
mehr persönliche Daten der Bevölke -
rung gesammelt werden. So führte Su -
sanne Lisibach, SVP Winterthur, aus: 
«Würde man dieselben Daten für poli -
zeiliche Ermittlungen verlangen, würde 
die Linke dagegen sein.» Tief blicken 
liessen dann etwa die Ausführungen 

vom CVP-Arzt, Josef Wydler, der erklär -
te, dass es keiner weiterer statistischen 
Daten bedürfe, da die meisten der Co-
rona-Toten eh in Alters- und P�egehei -

men anfallen und das Durchschnitts -
alter aller Verstorbenen im Kanton Zü -
rich 87 Jahre betrage. Dies wisse man 
schon und man müsse sich auf diese 
Erkenntnisse abstützen. Durch diese 
eigentlich logischen Aussagen etwas 
herausgefordert, sah sich auch der 
Autor dieser Zeilen noch zum Gang 
ans Mikrophon genötigt. Mit dem Ver -
gleich, «wenn In�uenza in einem Jahr 
wie 2018 mit 100 bewertet würde, dann 
dürfte Corona jetzt höchstens den Wert 
150 erhalten. Warum haben aber die 
freiheitsberaubenden Massnahmen den 
Wert 1000? Diese müssten doch auch 
im Verhältnis zu den tatsächlichen Fol -
gen der Krankheit sein?» Die Haltung 
der SVP-Fraktion, dass es nicht noch 
weitere Erhebungen brauche, um die 
Problematik zu erfassen, setzte sich bei 
der Abstimmung im Rat durch. Die 
Dringlichkeit erhielt nur 60 JA-Stim-
men und wurde mit 100 Stimmen ab -
gelehnt. 

Weiter lehnten die SVP-Fraktion und 
der Kantonsrat ein ebenfalls von FDP 

Lorenz Habicher
Kantonsrat SVP
Zürich

Daniel Wä�er
Kantonsrat SVP
Gossau

WORTE DES KANTONSRATSPRÄSIDENTEN

Energiegeladen 
Das Amtsjahr des Kantonsratspräsi -
denten dauert normalerweise von An -
fang Mai bis Anfang Mai. Im Moment 
gehe ich davon aus, dass dies auch bei 
meinem Präsidium so sein wird. Aber 
normal ist ja im Moment so ziemlich 
gar nichts. Von den durchschnittlich 
200 bis 250 Anlässen konnte ich pan -
demiebedingt nur an einem Bruchteil 
davon teilnehmen. 

Die mir zugeschickten Einladungen 
sind gegenüber den schriftlichen Ab -
sagen arg in Unterzahl. Eine präsidia -
le Binsenweisheit sagt: Wenn die Bud -
getberatung abgeschlossen ist, naht 
das Ende. 18 Sitzungen sollen es noch 
sein. Nun, man soll nicht jammern, 
sondern sich den Herausforderungen 
stellen. 

Meine Traktandenliste hat vor Kur -
zem leider einen neuen Negativrekord 
erreicht. 216 Traktanden haben sich 
in unruhigen und schwierigen Zeiten 
aufgestaut. Corona-bedingt ist an eine 
Ratsef�zienz kaum zu denken, schier 
unvorstellbar. 

Ab und zu staune ich schon, mit 
welchen Entscheiden eine Ratsef� -
zienz herbeigeführt werden soll� – 
etwa ein Beschluss zur Förderung von 
Reduzierten Debatten�– welcher dann 
mit der Diskussion eines, entschuldi -
gen Sie meine Wortwahl, unnötigen 
Vorstosses, welcher nicht überwiesen 
wird, wieder zunichte gemacht wird. 

Von all den eingereichten «Corona -
vorstössen» schafften es nur etwa 
eine Hand voll, nach der Diskussion 
überwiesen zu werden. Eine Subkom -
mission arbeitet zurzeit an der Aufar -
beitung der Krise und durchleuchtet 
das Wirken von Parlament, Regie -
rung und Verwaltung. Erste Ergebnis -
se sind im Verlauf dieses Jahres zu er-
warten.

Etwas Wichtiges habe ich jedoch 
gelernt. Wenn viele von uns�– aus uns 
bekannten Gründen�– auf Hilfe oder 
einen politischen Entscheid dazu an -
gewiesen sind, kann es in der Politik 
auch schnell gehen. Etwas mehr Was -
ser auf die Mühlen und ein erstes Här -
tefallprogramm wurde innert zwei 
Wochen durch Regierung, Kantons -
ratskommission und Kantonsrat ver -
abschiedet. Und es sieht so aus, als ob 
sich dies auch bei einer weiteren Vor -
lage dazu so abspielen würde. Dies sind 
wir unserer Bevölkerung schuldig. 

Einen politischen Ausblick erlaube 
ich mir an dieser Stelle noch. Die An -
fang Februar statt�ndenden Energie -
geschäfte werden unsere Fraktion in 
der Debatte fordern. Möglichem zu -
stimmen und ein überbordendes 
Wunschkonzert ablehnen. Änderung 
des Kantonalen Energiegesetzes, Re-
duktion des nichterneuerbaren Ener -
gieanteils im Gebäudebereich; Ener -
giegesetz; Initiative für klimafreund -

liche Gebäude; Energieef�zienz auch 
bei den Haushaltsgeräten und so wei -
ter. Da kann ich froh sein, dass ich bei 
unserem Neubau schon fast alle diese 
Forderungen miteingeplant und aus -
geführt habe. Nur bei der bewilligten 
Fläche der Photovoltaik-Anlage ärge-
re ich mich heute noch grün und blau: 
9 Quadratmeter PV auf einer Dachsei-
te von möglichen 252 Quadratmetern 
wurden mir zugesprochen. Gerne höre 
ich in dieser Diskussion etwas von er -
neuerbaren Energiequellen in Zusam -
menhang mit dem Ortsbildschutz. 

Nach den intensiven Ratssitzungen 
lasse ich gerne den Tag noch einmal 
Revue passieren und lade meine «Bat-
terien» wieder auf. Am liebsten vor 
dem Cheminée, eingefeuert mit selbst -
verarbeitetem Sturm- oder Schnittholz 
aus unseren Gärten. Auch eine Mög-
lichkeit, Ressourcen zu schonen und 
die Kälte zu verdrängen. So wird ei
nem warm ums Herz. 

Bleiben Sie gesund und passen Sie 
auf sich auf. 

Künftig müssen alle Hundehalterinnen und Hundehalter im Kanton Zürich  
einen Kurs besuchen.� Bild: unsplash.com

Die Auswirkungen des Teil-Lockdowns 
auf den Aktienkurs der Flughafen 
Zürich AG.� Quelle: FZAG

SO STIMMEN SIE RICHTIG !

Volksabstimmung vom 7. März 2021

Eidgenössische Vorlagen

1.	Volksinitiative vom 15.  September 2017  
«Ja zum Verhüllungsverbot»

JA

2.	Bundesgesetz vom 27. September 2019 
über elektronische Identi�zierungsdienste 
(E-ID-Gesetz, BGEID)

JA

3.	Bundesbeschluss vom 20. Dezember 2019 über 
die�Genehmigung des Umfassenden Wirtschafts -
partnerschaftsabkommens zwischen den 
EFTA-Staaten und Indonesien

JA

Kantonale Vorlagen

1.	Verfassung des Kantons Zürich (Änderung vom  
17. August 2020; Anpassung Grenzwerte)

JA

2.	Sozialhilfegesetz (SHG) (Änderung vom 15. Juni 2020; 
Klare rechtliche Grundlage für Sozialdetektive)

NEIN

3.	A. �Kantonale Volksinitiative «Bei Polizeimeldungen 
sind die Nationalitäten anzugeben»

	 B. �Gegenvorschlag des Kantonsrates Polizeigesetz 
(PolG) (Änderung vom 9. März 2020; Nennung 
der Nationalität bei Polizeimeldungen)

JA

JA

Stichfrage A. Volksinitiative

SCHNELLE HILFE IN DER KRISE

Härtefallprogramm:  
Finanzdirektor setzt zeitnah um!
Nur wenige Tage nach der Ankündigung des Zürcher Regierungsrats, den 
Ausbau der Härtefallhilfen auszubauen, liefert Finanzdirektor Ernst 
Stocker�Fakten! Seit dem 19. Januar 2021 können sich betroffene Unter- 
nehmen auf einer neu geschaffenen Online-Plattform melden und 
erhalten�schnellstmöglich Hilfe.

svp. Die SVP des Kantons Zürich be-
grüsst dieses schnelle und beherzte Vor -
gehen. Viele Gewerbetreibende sehen 
ihr Lebenswerk untergehen und brau -
chen diese Hilfe dringendst! Weiter er -
wartet die SVP des Kantons Zürich die 
Umsetzungen der neuen Härtefallre -
geln des Bundes, welche sich aktuell 
im politischen Prozess be�nden. Die 
SVP erinnert aber auch, dass A-fonds-
perdu-Zahlungen immer eine Unge -
rechtigkeit mit sich bringen. Der un -
verschuldet betroffene Unternehmer 
kann seine Verluste kaum decken, der 

unverfrorene Bezüger kassiert Beiträge, 
ohne diese wirklich nötig zu haben, 
weil Teile seines Betriebs trotz Corona 
�orieren. Die SVP des Kantons Zürich 
erwartet dementsprechend eine ange -
passte, minimale Plausibilitäts-Prüfung 
der Härtefallzahlungen. Im Weiteren 
darf ein Hilfsprogramm nicht zur Ret -
tung maroder Unternehmen verkom -
men. Betriebe, welche über Jahre rote 
Zahlen geschrieben haben und viel -
leicht sogar AHV und Sozialleistungen 
nicht bezahlt haben, dürfen nicht vom 
Härtefallprogramm pro�tieren

und SP eingereichtes dringliches Pos-
tulat mit 108 zu 58 Stimmen ab, mit 
dem die Einsetzung eines Covid-Beirats 
gefordert wurde. Aus Sicht der SVP 
braucht es nicht noch mehr Akteure, 
sondern eine gute Führung durch den 
Regierungsrat. Mit der Schlussabstim -
mung zum Hundegesetz mit 134 JA- zu 
19 NEIN-Stimmen bei 2 Enthaltungen 
wurde schliesslich ein langwieriges 
Thema zumindest für eine Weile abge -
schlossen. Künftig müssen alle Hunde -
halterinnen und Hundehalter im Kan -
ton Zürich einen Kurs besuchen. Nach 
der deutlichen Ablehnung eines Hun -
degesetzes ohne Kurse durch das Volk, 
wurde nun dieses Gesetz mit Kursen 
gemacht und auch von der SVP durch -

gewinkt. Die Vorlage untersteht aller -
dings dem fakultativen Referendum. 
Weiter wurde die von der CVP einge-
reichte kantonale Volksinitiative «Raus 
aus der Prämienfalle» mit 90 zu 75 
Stimmen mit Unterstützung der SVP 
abgelehnt. Nun muss das Stimmvolk 
darüber entscheiden. 

Am Schluss stimmte der Kantonsrat 
noch der Abschreibung eines von der 
SP eingereichten Postulats zur Stär -
kung der hebammengeleiteten Ge -
burtshilfe zu, nachdem der Regierungs -
rat einen ergänzenden Bericht dazu 
vorgelegt hatte. So entliess Kantons-
ratspräsident Roman Schmid das Par-
lament wieder in die richtige Kälte vor 
der Messehalle. 

von 
Roman Schmid
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EIN KLARER WECKRUF

Taskforce und Bundesrat in den Lockdown
Die Taskforce hält zweimal wöchentlich eine Medienkonferenz ab. Der Bundesrat meldet sich wöchentlich 
mehrfach. Die Taskforce erzählt eigentlich an jeder Medienkonferenz das Gleiche. Die Situation ist schlimm,  
es braucht einen noch einschneidenderen Lockdown.

Was hat eigentlich der Bundesrat, das 
BAG und die Taskforce in dieser Pande-
mie geleistet?

Ausser Lockdowns zu verordnen und 
die Bevölkerung in Angst und Schre -
cken zu versetzen, gar nichts. Die Auf -
gabe der Behörden wäre gewesen, sich 
auf die Pandemie vorzubereiten. Die 
Pläne lagen jahrelang in den Schubla -
den, wie man sich auf eine Pandemie 
vorzubereiten hat. Dazu zählt genügen -
des Schutzmaterial, also Masken, Des-
infektionsmittel, Schutzanzüge usw. 
Was war das Resultat im März 2020? 
Kein Schutzmaterial, keine Masken, 
keine Desinfektionsmittel. 

Um das Versagen zu kaschieren, 
wurde verkündet, dass Masken nichts 
nützen. Nicht etwa, weil diese nichts 
nützen würden, sondern weil man 
schlicht und einfach als Behörde ver -
sagt hat, genügend Masken für die 
Schweizer Bevölkerung zu haben. Kaum 
hatte man mit Hunderten von Millio -
nen Franken überteuerte Masken be -
stellt, nützten diese nun plötzlich und 
eine allgemeine Maskentragp�icht 
wurde verordnet. 

Totalversagen
Alle wissen, dass vor allem vulnerable 
Personen geschützt werden müssen. 
Also Personen in den Alters- und P�e -
geheimen. Was haben die Behörden 
hier all die Monate gemacht? Gar nichts. 
Ein Totalversagen auf der ganzen Linie. 
Man war nicht fähig, in den letzten 
zehn Monaten ein Schutzkonzept zu 

entwickeln. Dazu zählen würden bei -
spielsweise Schnelltests, regelmässige 
Tests in den Heimen, Isolierung der in -
�zierten Personen in Covid-Hotels. Platz 

gäbe es in leeren Hotels genügend. 
Diese sollten durch Sanitätssoldaten 
betreut werden, welche gleichzeitig in 
den Hotels übernachten, damit die Ver -
breitung des Virus gestoppt wird. Das 
P�egepersonal in Alters- und P�egehei -
men sollte auf freiwilliger Basis und 
gegen entsprechende Bezahlung er-
muntert werden, Schichten von bei -
spielsweise sieben Tagen mit Übernach-
tung in den Heimen zu vollziehen. 
Damit verhindert man Ansteckungen 
durch das P�egepersonal, da diese dort 
verbleiben. 

Auch hier gilt es, permanent bei 
Schichtantritt zu testen. Grundsätzlich 
gilt es, immer und alle bei Eintritt in 
ein Heim zu testen, um asymptomati -
sche Fälle zu verhindern. Es ist eine 
traurige Tatsache, dass viele Menschen 
ihr Leben in den Alters- und P�egehei -
men verloren haben. Aber nicht wegen 
der Restaurants, welche man geschlos-
sen hat, sondern weil wir unfähige Be -
hörden (BAG und Gesundheitsdirektio -
nen) haben, welche ausser Lockdowns 
verkünden und anordnen nichts kön -
nen. 

Ein adäquates Mittel, um Infektio -
nen zu bremsen, wären auch Schnell -
tests bei der Einreise an den Flughäfen 
oder das Messen von Fieber. Haben wir 
solche behördlichen Anordnungen? 
Nein. Ein weiteres Mittel wäre ein Con -

takttracing, welches funktioniert. Ha
ben wir dies? Nein. Ein zusätzliches 
Mittel wäre eine App, welche tatsäch -
lich funktioniert. Haben wir eine sol -
che App? Nein. Vitamin-D-Supplemen -

tierung hilft nachweislich und lindert 
den Verlauf. Hat man jemals daran ge -
dacht, unsere älteren Personen mit ge -
nügend Vitamin D zu versorgen? Nein. 

Das Versagen der Taskforce, des Bun-
desrates und der Kantonsregierungen 
ist einzigartig. Anstatt die Bevölke -
rung zu drangsalieren und Existenzen 
zu ruinieren mit Lockdowns, welche 
faktisch wöchentlich ändern, sollten 
die Behörden endlich ihre primitivste 
Aufgabe wahrnehmen, nämlich die 
Implementierung von Schutzkonzep -
ten, Contacttracings und Apps, welche 
funktionieren. Lockdowns verhängen 
kann ein Primarschüler, wobei wir 
hier ja nicht Primarschüler beleidigen 
wollen. 

Vielleicht wäre die beste Massnah -
me, die Task Force und den Bundesrat 
in den Lockdown zu schicken bei gleich -
zeitiger Streichung des Salärs. 

Wenn sie ihre primären Aufgaben 
wie oben aufgeführt erledigt haben, 
können Sie aus dem Lockdown zurück -
kommen. Es wäre sicherlich wirksa -
mer, als die permanente Panikmache 
und die Ruinierung von Existenzen, 
weil man unfähig ist, dort Massnah -

men zu treffen, wo eine Wirkung er -
zielt wird. 

Das Einsperren von jungen Men -
schen, das Verbieten von Sport und an -
deren Aktivitäten, welche nachweis -
lich das Immunsystem stärken, ist Gift 
für die Gesundheit. Sperren wir an -
statt der Bevölkerung und den Gewer -
betreibenden die Task Force und den 
Bundesrat ein, bis diese endlich aufwa -
chen.

DIE ANDERE SEITE VON …

Christoph Marty 

Politische Tätigkeit: Stiftungsrat Stiftung 
PWG seit 2014, Gemeinderat 2015  – 2019, 
Vizepräsident Kreispartei 10 seit 2016, 
Kantonsrat seit 2021 
Ortspartei: SVP Stadt Zürich, Kreispartei 10
Geboren am: 01.06.1970

Sternzeichen: Zwilling
Beruf: Bauunternehmer
Hobby(s): Autos und Motorräder, Skifahren, 
Wasserski, lesen, wandern, Pilze sammeln
Grösse: 187 cm
Augenfarbe: braun
Lieblingsgetränk:	 Rotwein
Lieblingsessen: Rind�eisch medium rare 
gebraten mit feinen Beilagen
Lieblingslektüre: In Zeiten des abnehmen-
den Lichts von Eugen Ruge, Das Fest des 
Ziegenbocks von Mario Vargas IIosa, Der Idiot 
von Fjodor Dostojewski, Der alte Mann 
und�das Meer von Ernest Hemingway, Das 
Boot von Lothar Günther Buchheim und 
weitere
Was niemand von mir weiss: Erfährt 
hoffentlich weiterhin niemand.

Damit kann man mir eine Freude 
machen: Mit Freizeit, die ich mit meiner 
Familie verbringen kann, mit feinem  
Essen, Zigarren und Party, aber manchmal 
auch damit, einfach in Ruhe gelassen  
zu werden.

Mein 

Wunsch für die Zukunft: Eine sichere 
Zukunft in Freiheit in einer unabhängigen 
Schweiz, welche wieder imstande sein wird, 
Herausforderungen zu bewältigen, wie uns 
das unsere Vorfahren vorgelebt haben. 

«Bereit für den Ritt auf der Kanonenkugel? Aber sicher!»

EINKAUFEN BEI SVP-MITGLIEDERN

Landwirtschaftsbetrieb Kuhn-Bisikon

Inhaber: Ueli und Rita Kuhn
Verbindung zur SVP: Im Grossen Gemeinderat in Illnau-Effretikon 
seit 2010, Präsident der SVP-Sektion Illnau-Effretikon
Gründungsjahr: 2003 Betriebsübernahme in Pacht, 2017 den Betrieb 
käu�ich erworben
Anzahl Mitarbeiter: Familienbetrieb mit 2 Aushilfskräften
Angebot: Täglich Frischmilch von 8.00 bis 20.00 Uhr ab Automat, 
Kalbl�eisch und Chemineéholz auf Bestellung, Freiland-Eier können rund  
um die Uhr eingekauft werden.Spezialität: Winterdienst für Gewerbe und Private
Anschrift: Ueli und Rita Kuhn, Hauptstrasse 6, 8307 Bisikon
Tel.: 079 627 42 82
Mail: ueli@kuhn-bisikon.ch

Alfred Heer
Nationalrat SVP
Zürich

Die Taskforce forciert den Ruin der Gastronomie.� Bild: Getty Images

ÜBERRISSENES KULTUR- UND BEGEGNUNGSZENTRUM

Gegen Megalomanie im Bezirks- 
hauptort
Die SVP Uster lehnt den Projektierungskredit für das Kultur- und Be- 
gegnungszentrum auf dem Zeughausareal ab. Gegen den vom Gemeinderat 
genehmigten Projektierungskredit ist das Volksreferendum eingereicht 
worden. Das Stimmvolk von Uster soll zu diesem bereits heute überteuerten 
und elitären Projekt das letzte Wort haben. 

svp. Der Gemeinderat von Uster hat 
im Spätherbst die Weisung «W63/2020 
des Stadtrates: Genehmigung Projek-
tierungskredit für den Neubau des  
Kultur- und Begegnungszentrums auf 
dem Zeughausareal Uster» angenom-
men. Die SVP-/EDU-Fraktion lehnte 
schon damals den Projektierungskredit 
über 2,3 Millionen Franken ab.

600 Unterschriften  
gesammelt
Am 14. Januar war es soweit: Die SVP 
reichte das Volksreferendum ein. Trotz 
COVID-19-Einschränkungen, den Fest-
tagen und dem Jahreswechsel gelang 
es der SVP Uster innert 60 Tagen um 
die 600 Unterschriften zu sammeln. 
Das Volk soll über die Freigabe des Pro-
jektierungskredits abstimmen dürfen. 
Mit dem Projektierungskredit ist ein 
überdimensioniertes und überteuertes 
Zeughausprojekt verbunden. 

Durch die Hintertür soll ein elitäres 
Kulturhaus für wenige geschaffen 
werden. Das zu Beginn kommunizier -
te Zeughaus für alle wird es so nicht 
geben. 

Fass ohne Boden
Bereits jetzt übersteigen die Kosten -
schätzungen von über 30 Millionen 
Franken den vom Gemeinderat ur -
sprünglich vorgegebenen Kostenrah -
men von 20 Millionen Franken bei 
Weitem. Und dies notabene mit weni -
ger Leistungsumfang. Die Stadt Uster 
ist mit dem rot-grün dominierten Stadt -
rat in �nanzielle Schie�age geraten. Die 
COVID-19-Pandemie wird diese Schief-
lage noch verstärken. Insbesondere weil 
der Stadtrat keinerlei Massnahmen er -
greift, um den Finanzhaushalt wieder 
in gesunde Verhältnisse zu überführen. 
Und dies in Zeiten, in welchen viele Us -
termerinnen und Ustermer vor grossen 
beru�ichen und �nanziellen Heraus -
forderungen stehen. Es ist unverhält -
nismässig, in diesen Krisenzeiten ein 
solch grosses Investitionsprojekt weiter 
zu planen. Die SVP Uster fordert den 
Stadtrat auf, dieses Grossprojekt zu 
stoppen. Sobald es die �nanzielle Situ -
ation wieder zulässt, ist ein neuer An -
lauf für die Planung eines Begegnungs -
zentrums für alle auf dem Zeughaus -
areal möglich. 

Teuer, elitärer Spass: Das jetzige Projekt gehört mit einer Kostenschätzung  
von bereits heute über 30�Millionen Franken vorsorglich auf den Müllhaufen  
der Gemeindegeschichte.� Bild: zVg

Bundespräsident Guy 
Parmelin bahnt sich  
den Weg durch den Schnee 
zum Rednerpult.

Hat man jemals daran 
gedacht, unsere älteren 
Personen mit genügend 
Vitamin D zu versorgen?
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REFERAT VON ALT BUNDESRAT CHRISTOPH BLOCHER

Ohne SVP hätte vor allem das Ausland das Sagen
Die diesjährigen Ausführungen zur Lage der Nation von Christoph Blocher zeugen einmal mehr von einer 
messerscharfen Analyse. Die Ableitungen, was zu tun ist, verdienen besondere Beachtung. Was wäre die Schweiz 
ohne�die SVP? Auszüge aus der bemerkenswerten Albisgüetli-Rede bringen dies auf den Punkt.

Die SVP stellte die Gretchenfrage: Soll 
in der Schweiz die Schweiz oder das 
Ausland regieren? Ohne SVP wäre es 
vor allem das Ausland� – nicht die 
Schweiz�– und wären es nur Politiker 
in Bern und Brüssel, nicht wir Bürger, 
die das Zepter führen würden. Nur 
dank dem entschiedenen Widerstand 
der SVP und nur dank dem Nicht-Bei -
tritt zum Europäischen Wirtschafts -
raum (EWR) ist die Schweiz heute nicht 
Mitglied der Europäischen Union.

Rahmenvertrag als Kolonial- und 
Knebelvertrag
Und was wäre heute mit dem Rahmen -
vertrag ohne die SVP? Als ich hier erst -
mals im Albisgüetli 2014 den verhee -
renden Inhalt des kommenden Rah -
menvertrages darlegte und dazu auf -
rief, den neuen Kolonialvertrag mit der 
EU zu verwerfen, löste das weitherum 
Erstaunen aus. Unsere Gegner wollten 
sich «wohlig» ausruhen und vor sich 
hingähnen: Es gehe ja nur um ein wei -

teres bilaterales Verträglein. Nur dank 
des Widerstands durch die SVP ist die-
ser Kolonial- und Knebelvertrag, dieses 
Institutionelle Abkommen mit der EU, 
verharmlosend als Rahmenvertrag be -
zeichnet, noch nicht abgesegnet. Und 
was zuversichtlich stimmt: Weite Krei -
se ausserhalb der SVP bekämpfen die -
sen Landesverrat jetzt auch unabhän -
gig von uns.

Der Widerstand gegen den EU-Bei-
tritt ist so stark, dass selbst die EU-Be-
fürworter nicht mehr zugeben können, 
dass sie in die EU wollen, weil sie Angst 
haben, politischen Schaden zu nehmen.

Die Briten haben als Vorbild beim 
Brexit-Vertrag mit der EU gewonnen: 
Dank der Sturheit von Premier John -
son, der durchsetzte, dass die Unab-
hängigkeit über allem steht. Die Briten 
sind aus der EU ausgetreten und ken -
nen in Zukunft keine dynamische 
Rechtsübernahme, keine fremden EU-
Richter, keine Personenfreizügigkeit, 
keine Guillotine-Klausel und keine 

künftigen Strafmassnahmen. Sie er -
halten einen Freihandelsvertrag, wie 
ihn die Schweiz schon seit 1973 kennt. 
Dabei war die Ausgangslage für die Bri -
ten viel schlechter als die der Schweiz. 
Wir haben es leichter: Denn im Gegen -
satz zu den Briten müssen wir uns 
nicht von der EU scheiden lassen, weil 
wir die EU nie geheiratet haben. (Die 
Schweizer Bürger waren vorsichtiger 
und weitsichtiger als das mächtige 
Empire!)

Wir SVPler rufen dem Bundesrat zu: 
Seid stur, wenn es um die Verteidigung 
der Unabhängigkeit und um die Wah -
rung der schweizerischen Demokratie 
geht!

Die Partei der Landschaft
Das Jahr 2020 war nicht nur das Jahr 
von Corona, sondern auch das Jahr 
eines immer tiefer klaffenden Grabens 
zwischen Stadt und Land. Unsere Me-
dien, die in den Städten hocken und 
immer mehr am Staatstropf hängen, 
spotteten über den grossartigen Föde-
ralismus und sprachen hochnäsig von 
«Kantönligeist» und «Flickenteppich».

Sie vergessen, dass die Schweiz von 
unten und nicht von oben aufgebaut 
wurde. Dabei lautet Artikel 3 unserer 
Bundesverfassung klipp und klar: «Die 
Kantone sind souverän, soweit ihre Sou -
veränität nicht durch die Bundesver -
fassung beschränkt ist; sie üben alle 
Rechte aus, die nicht dem Bund über -
tragen sind.»

Der Föderalismus, dieser «Kantön
ligeist», passt den zahlreichen büro -
kratischen Zentralisten nicht mehr. 
Also versuchen sie, mit Noterlassen 
die Macht an sich zu ziehen. Leider las -
sen sich das schwache Kantonsregie-
rungen gefallen.

Wie verhindert der Föderalismus 
den Zentralismus? Ein Blick auf 2020 
genügt: Nur dank der Mehrheit der 
kleineren, politisch gesunden, ländli -
chen Kantone wurde am 29. November 

die brandgefährliche, heuchlerische 
Unternehmensverantwortungsinitiati -
ve abgelehnt. Im Kanton Zürich sorg -
ten leider die beiden Städte Zürich und 
Winterthur für eine Kantons-Mehrheit, 
obwohl alle andern zehn Land-Bezirke 
standhaft abgelehnt haben. Auch ge -
samtschweizerisch wäre ohne Födera-
lismus der schweizerische Werkplatz, 
der schweizerische Wohlstand und der 
schweizerische Rechtsschutz dem 
schleimigen Moralismus von arbeits -
scheuen und wirtschaftsfremden Krei -
sen geopfert worden.

Mitten in der Corona-Krise war eine 
knappe, von rot-grünen Städten domi -
nierte Volksmehrheit bereit, unsere 
bewährte Rechtsordnung umzukrem -
peln: Nicht die Schuld, die Unschuld 
müsse bewiesen werden. Wahrlich, ein 
weltfremder, radikaler Umsturz unse -
res bewährten Rechtssystems.

Was ist zu tun?
Wir lassen nicht zu, dass alles Bewähr -
te zertrümmert wird.

Wir lassen nicht zu, dass sich selbst -
ernannte Besserwisser gegenüber dem 

Volkswillen als Despoten und Diktato -
ren aufführen und willkürlich jene 
Volksentscheide und Verfassungsarti -
kel nicht umsetzen, die ihnen nicht 
passen.

Wir lassen nicht zu, dass die rot-grü -
nen Neunmalklugen das Ständemehr 
abschaffen und damit das Bollwerk der 
Vernunft gegen ihre ruinöse Politik be -
seitigen.

Wir lassen nicht zu, dass die egoisti -
schen Städter die Füsse hochlagern, auf 
unsere Kosten leben und uns befehlen, 
was wir zu tun haben.

Wir lassen nicht zu, dass die Linken 
in ihren Zentren den Verkehr und die 
Energie so verteuern, dass sie dem 
Land die Luft zum Atmen abschnüren.

Wir lassen nicht zu, dass die Corona-
Pandemie missbraucht wird, um unse -
re Marktwirtschaft zu beseitigen und 
eine linke Kommandowirtschaft zu in -
stallieren.

Und schon gar nicht lassen wir zu, 
dass die EU mit einem Rahmenab -
kommen in unserem Land die Ge -
setze macht und die obersten Rich -
ter stellt.

KERNAUSSAGEN PARTEIPRÄSIDENT BENJAMIN FISCHER

«Menschen leben vom Konsum und 
nicht vom Verzicht ihrer Mitmenschen»
Das vergangene Jahr bot wahrlich wenig Grund zur Freude. Es zeigte aber 
vor�allem einmal mehr, wie gefährlich schnelllebig und ober�ächlich die 
Diskussionen in Medien und Politik geworden sind. Vor weniger als einem 
Jahr�wurde unserer Nationalrätin Magdalena Martullo das Tragen einer 
Schutzmaske im Nationalratssaal verboten. In den Medien wurde sie mit 
Spott�und Häme eingedeckt.

In einem Kommentar verwies der be -
kannte SRF-Moderator und SP-Mitglied 
Ueli Schmezer damals auf Experten, 
die erklärten, weshalb Maskentragen 
nicht sinnvoll sei. Die Meinung von 
SRF, Twitter und den sogenannten Ex -
perten hat sich wie von einer Sekunde 
auf die andere geändert, als die Maske 
zur P�icht wurde. Heute wird gebüsst 
und an den medialen Pranger gestellt, 
wer keine Maske trägt. Aber nicht nur 
die Medien, auch die Behörden haben 
ein Glaubwürdigkeitsproblem. 

Ein Bundesrat, der ohne Grundlage 
von belastbaren Daten Massnahmen 
verordnet, die nichts nützen, aber die 
gesamte Wirtschaft an die Wand fah -
ren, ganze Branchen in den Abgrund 
treiben und Tausenden Menschen die 
Existenzgrundlage nehmen, ein solcher 
Bundesrat ist nicht glaubwürdig. 

Mediale Hype-Spiralen
Die Politik und der Journalismus im 
heutigen digitalen Zeitalter haben ein 
immanentes Interesse am Aufrechter -
halten öffentlicher Dauererregung 
und Themenfokussierung. Die Logik 
ist immer dieselbe: Ein Thema wird in 
allen Medien, auf sämtlichen Kanälen 
bewirtschaftet, bis es zum alles bestim -
menden Hype stilisiert ist und somit 
erst recht als relevant gesehen wird, 
was dann zu noch ausführlicherer Be -
richterstattung führt. 

Am schönsten ist es, wenn gewisse 
Politiker und die Journalisten die ver -
schiedenen Themen verknüpfen kön -
nen. Vor ein paar Tagen habe ich im 
Radio ein Interview mit dem Präsiden -
ten der Grünen zum geforderten Kli -
mapaket gehört. Er sagte, die Corona-
Krise habe die Menschen auf brutale 
Weise zum sofortigen Verzicht gezwun -
gen und allen vor Augen geführt, dass 
wir nicht so weiterleben könnten wie 
bisher. Daran müsse man jetzt anknüp -
fen, wenn es um die Erreichung ihrer 
Klimaziele gehe. 

Mir wurde kurz schlecht. Man muss 
schon ganz oben im Elfenbeinturm sit -
zen, im wohlig geheizten Ratssaal, wo 
das Geld des Steuerzahlers sicher, 
pünktlich auf dem Konto landet, um 
nicht zu merken, dass es Menschen 
gibt, die vom Konsum ihrer Mitmen -
schen leben, nicht vom Verzicht. 

Was die Menschen jetzt brauchen, 
ist der raschestmögliche Weg zurück 
zur Normalität und keine grünen Phan -
tastereien. 

2021 muss das Jahr sein, in dem wir 
zurück zur Normalität �nden. Dafür 
setzt sich die SVP mit aller Kraft ein. 
Dafür braucht es aber den Blick aufs 
Ganze und dafür braucht es Tiefe und 
Substanz statt ober�ächliches Medien -
getöse und Hektik der Tagespolitik. 
Genau dies ist das Credo unserer tradi-
tionellen Albisgüetli-Tagung. 

MERKSÄTZE BUNDESPRÄSIDENT GUY PARMELIN

«33. Ausgabe der Albisgüetli-Tagung wird 
in�die�Geschichte eingehen»
Zur Pandemie
«Dass Sie diese traditionelle Veranstal-
tung dennoch durchführen, freut mich 
als Bundespräsident, aber auch als In-
novationsminister sehr.»

«Wir müssen in dieser wirklich 
schwierigen Situation� – egal welche 
Meinung wir haben�– nochmals zusam -
menstehen und gemeinsam einen Ef -
fort leisten.»

«Dieses Virus hat unser Leben auf 
den Kopf gestellt.»

«Aber glücklicherweise ist die ‹Ma -
schine Schweiz› nicht ganz zum Still -
stand gekommen, sondern funktioniert 
weiter. Das Brutto-Inland-Produkt als 
Kennzahl ist gemäss den Expertinnen 

und Experten des Bundes im vergange-
nen Jahr ‹nur› um 3,3 Prozent zurück -
gegangen. Diese Zahl scheint� – auch 
international�– vergleichsweise tief an -
gesichts des allgemeinen Wirtschafts -
abschwungs und des im letzten Juni 
erwarteten Rückgangs um 6,2 Prozent.»

Zum Verhältnis zur EU und zur Welt
«Wo der Bundesrat derzeit steht, ist be -
kannt: Wir verlangen von der EU Klä-
rungen zu einigen wichtigen Punkten 
des Rahmenabkommens.» 

«Auch wenn die Gespräche schon seit 
bald sieben Jahren andauern, müssen 
wir uns unbedingt die Zeit geben, die 
es für diese von uns geforderten Klä -

rungen braucht. Erst dann können wir 
entscheiden.»

«Bei uns hängt nicht alles vom 
Schicksal des Rahmenabkommens ab. 
Die Schweiz verfügt ausserhalb der EU 
über ein Netzwerk von gut dreissig Ab -
kommen mit rund vierzig Partnerstaa -
ten, darunter Japan und China, das ja�– 
und das sollten wir nicht vergessen�– 
nach den USA unser drittgrösster Han -
delspartner ist. 

Solche Abkommen fallen nicht ein -
fach vom Himmel. Auch wenn der 
Welthandel momentan mit angezoge -
ner Handbremse läuft und die interna -
tionale Wirtschaftslage nicht gerade 
rosig aussieht, müssen wir wirtschaft -
lich gesehen täglich unsere Hausauf -
gaben machen: Wir müssen unermüd -
lich Ausschau halten, den Dialog su -
chen und Vertrauen schaffen bei unse -
ren Partnerländern und solchen, die es 
werden könnten: Zum Beispiel Indien, 
Vietnam oder Malaysia.»

«Deshalb werde ich mich auch mit 
aller Kraft für das Wirtschaftsabkom -
men einsetzen, das wir über die EFTA 
mit Indonesien abgeschlossen haben. 
Einem Land, das sage und schreibe 270 
Millionen Einwohnerinnen und Ein -
wohner zählt.»

«Ich bin höchst motiviert, die von 
mir genannten Ziele zu erreichen. Wir 
müssen an den zukünftigen Erfolgen 
unseres Landes arbeiten und am helve-
tischen Geist und Zusammengehörig -
keitswillen, der diese Erfolge möglich 
macht.»

Alt Bundesrat Christoph Blocher mit einer einmal mehr brillanten Rede zur Nation. 

Auch medial gefragter Parteipräsident: Benjamin Fischer im Interview  
mit TeleZüri.� Bilder: SVP

Bundespräsident Guy Parmelin bahnt sich den Weg durch den Schnee 
zum�Rednerpult.
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GESTALTUNGSPLAN EICHWALDHOF

Der neue Blickfang am Rand von Oberwinterthur
Der Eichwaldhof soll zu einem Winterthurer Vorzeigequartier werden. Verglichen mit dem heutigen Zustand ist die 
geplante Überbauung in jeder Hinsicht ein Quantensprung: Städtebaulich, ökologisch und für das Quartier. Geplant 
sind�qualitativ hochwertige, energieef�ziente Wohngebäude mit attraktiven Grün- und Erholungsräumen. Eine Win- 
win-win-Situation�– wäre da nicht die vor Jahrzehnten falsch konzipierte verkehrstechnische Erschliessung.

Die Überbauung im Eichwaldhof an der 
Eingangspforte zu Oberwinterthur ist 
baufällig geworden. Kein Ort, der zum 
Verweilen einlädt. Aus ökologischen, 
städtebaulichen und wirtschaftlichen 
Gründen macht eine Sanierung keinen 
Sinn. Deshalb kamen die drei Grundei -
gentümerinnen «Aktiengesellschaft für 
Erstellung billiger Wohnhäuser in 
Winterthur ( GEbW)», «H. und E. Blat-
ter Immobilienanlagen AG» und «Lee-
mann + Bretscher AG» überein, einen 
gemeinsamen Gestaltungsplan für zeit -
gemässen Wohn- und Freiraum zu 
entwickeln.

Wohnraum für alle�– intelligent 
und nachhaltig geplant
Im Eichwaldhof entsteht ein attrakti -
ves und vielseitiges Wohnungsangebot. 
Die geplanten 325 Wohnungen werden 
in allen Preissegmenten erstellt und 
fördern mit vielfältigen Wohnungsty -
pen eine gute Durchmischung. Räume 
für einen Quartierladen, eine Kinder -
tagesstätte, Büros und Ateliers berei -
chern das lokale Angebot und tragen 
zu einem lebendigen Quartierleben bei. 
Die behindertengerechten Gebäude er -

füllen höchste energetische Anforde -
rungen und werden mit erneuerbarer 
Energie versorgt. Fotovoltaikanlagen 
mit extensiver Begrünung der Flachdä -
cher verstärken die Nachhaltigkeit. Der 
Gestaltungsplan ermöglicht einen wert -
vollen, grossen Grünraum, der mit der 
geschützten Platanenallee harmoniert. 
Der renaturierte Eichwald-Bach wertet 
den gesamten Gewässerraum zusätz-
lich auf.

Ein neu entstehender Grün- und 
Erholungsraum
Der p�anzenreiche, offene Freiraum 
Richtung Frauenfelderstrasse und die 
privaten, Richtung Eichwald-Bach aus -
gerichteten Gartenbereiche unterstrei -
chen den Charakter einer Gartenstadt 
mit dem Flair einer urbanen Siedlung. 
Der grosse Innenhof mit schattenspen -
denden Bäumen ist das verbindende 
Element. Der zentrale Pavillon wird si -
cher zum beliebten Begegnungsort. Der 
Saum des Eichwald-Bachs ist neu öf-
fentlicher Naturraum wie auch Spielort 
und über einen Steg mit dem Quartier 
verbunden.

Wermutstropfen 
verkehrstechnische Erschliessung
Nicht schönzureden und ungenügend 
ist die Erschliessung. Ein direkter An -
schluss an die Frauenfelderstrasse 
wurde vom Kanton nicht bewilligt und 
war somit keine Alternative. Die unge -
nügende Verkehrssituation verdanken 

wir dem früheren, linken Stadtrat, des -
sen Fokus nicht auf der Erschliessung 
des motorisierten Individualverkehrs 
lag. Heute können wir die Situation 
nicht mehr retten. 

Genau dieses Problem nimmt aber 
der Gestaltungsplan auf. Auf dem Areal 
sind 850 leicht zugängliche Veloabstell -
plätze vorgesehen. Bei den Auto-Ab-
stellplätzen ( PP) haben sich die Grund-
eigentümer bereits am Minimum der 
restriktiven Parkplatzverordnung ori -
entiert und waren bereit, diese noch -
mals um 100 auf 244 PP zu senken. 

Praktisch alle Parkplätze werden un -
terirdisch angeordnet. 

Alle Parteien tragen den Gestaltungs -
plan mit. Das Referendum aus dem 
Quartier ergab sich wegen der ungenü -
genden Erschliessungssituation. Eine 
Ablehnung des Gestaltungsplans würde 
jedoch die Situation nicht verbessern. 
Im Gegenteil, den Grundeigentümern 
stehen rechtmässig viel mehr Parkplät -
ze zu und diese könnten sie auch ohne 
Gestaltungsplan realisieren.

Der Stadtrat und der Gemeinderat 
empfehlen mit 53 zu 2 Stimmen ein JA 
zum Gestaltungsplan.

Winterthur verdient am 7.  März ein 
klares JA zu nachhaltigem, vielseitigem 
und bezahlbarem Wohnraum�– JA zum 
Gestaltungsplan Eichwaldhof!

AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Wie ein Staat im Staat entsteht�– eine Saat des Ehrgeizes
Wühlen in den Müllhalden der Stadt: Der Bericht der Parlamentarischen Untersuchungskommission zu den Vorgängen 
im ERZ war das Geschäft der Ratsdebatte�– zu mehr reichte es nicht, da die Sitzung danach wegen der Kälte in der Halle 
abgebrochen wurde.

Die Mitglieder der «Parlamentarischen 
Untersuchungskommission» PUK leis-
teten eine Herkulesaufgabe: Sie muss-
ten vom Herbst 2017 an die Vorgänge 
im Entsorgungsdepartement ERZ un-
tersuchten. Das waren 66 Plenarsitzun -
gen, die jeweils ganztags an Freitagen 
und Samstagen stattfanden. Darüber 
wurde im Gemeinderat berichtet, bis 
dann die Sitzung infolge ausgefallener 
Heizung abgebrochen werden musste: 
da zeigte es sich, was die Aussicht auf 
die 2000-Watt-Gesellschaft bedeutet. Es 
war kein Honigschlecken für die PUK, 
sich während dieser langen Zeit in den 
Müllhalden der Stadt durch die Akten 
zu wühlen. Der Schreibende, der dies 

selber miterlebt hat, würdigte in seiner 
Berichterstattung im Rat dieses Enga -
gement, das nötig wurde, nachdem der 
Stadtrat in seiner Führungsaufgabe ver -
sagt hatte.

Die PUK zeigte auf, wie die Direkto -
ren des ERZ eigenmächtig eine Art Staat 
im Staat aufbauten, derweil sich die 
Stadtregierung, insbesondere aber die 
Departementsvorsteher der Grünen 
und der SP, über den Tisch ziehen lies -
sen.

Ehrgeiz als Triebfeder
Persönliche Bereicherung stand dabei 
nicht im Vordergrund, sondern der Ehr -
geiz, aus dem ERZ ein Unternehmen 
zu machen, das sich von den demokra -
tischen und staatlichen Institutionen 
abkoppelt. Da schoss, um es wohlwol -
lend auszudrücken, die Begeisterung 
dermassen durch das Dach, dass man 
alle Regeln über den Haufen fuhr, die 
es in einer staatlichen Institution zu 
befolgen gilt.

Als illustratives Beispiel für den Me -
chanismus der Manipulationen seien 
die Vorgänge um die Klärbecken im 
Werdhölzli beschrieben. Statt diese zu -
rückzubauen, herrschte der Gedanke, 
die Anlage umzubauen in ein Biotop 
für die Mitarbeiter. 

Es waren insgesamt vier Becken, von 
denen eines als Badeteich genutzt wer-
den konnte, ein zusammenhängendes 
Projekt also, das insgesamt über drei 
Millionen kostete.

Zwar hätte ein Rückbau auch Kosten 
in Millionenhöhe verursacht, aber die 
Summe für den Umbau hätte zwingend 
durch den Gemeinderat bewilligt wer -
den müssen. Diesen hatte man umgan -
gen, weil die Verantwortlichen, zu de
nen insbesondere auch der damalige 
Departementsvorsteher, Stadtrat Martin 
Waser von der SP, gehörte, den Umbau 
der Becken in Teilprojekte aufteilte, de
ren Realisierung jeweils einzeln für sich 
genommen unter einer Million koste -
te. Mit dieser Aufteilung konnte der 

Chef des ERZ in alleiniger Regie die Be-
träge bewilligen. Warum diese abenteu -
erliche Abkürzung genommen wurde, 
ist schleierhaft: wenn das Projekt so viel 
Begeisterung auslöste, wäre es im Ge-
meinderat problemlos bewilligt worden.

Blick auf die Stadt und den Bund
Wenn dies auch nur die Spitze des Eis-
berges ist, so steht das Beispiel nicht 
nur für dieses Departement. Die Leh -
ren müssen auch für die ganze Stadt 
gezogen werden und man könnte sie 
auch auf Bundesbern ausweiten, muss 
doch die Frage gestellt werden, wie dort 
gewisse Organisationen des Bundes 
funktionieren. 

Da bringt es beispielsweise Schweiz 
Tourismus, die Marketing Organisation 
des Bundes, fertig, im Rahmen einer 
Pressekonferenz am 23. November 
ganze 22 Millionen für eine Kampagne 
zu verbraten, um Ausländer für die Ski -
ferien in die Schweiz zu lotsen. Damit 
wurde auch verhindert, dass der Bund 
wieder auf die Öffnung der Skigebiete 
zurückkommen konnte, auch wenn sich  
dies als unvernünftig erweisen sollte. 
Es war ein Risiko mit Ansage und es 
zeigt sich, wie die Virusmutationen in 
die Schweiz geholt wurden; weniger 
Verbier mit den Quarantänevorschrif -
ten des Bundesamtes für Gesundheit 
(BAG) als vielmehr Wengen und St.  Mo-
ritz lassen grüssen: der Schaden ist 
gross; nicht nur für die Pandemiebe -
kämpfung, sondern auch für das Image 
der Schweiz, das einen abschreckenden 
Dämpfer erlitten haben dürfte.

Absurd ist, dass eine Organisation 
des Bundes, das BAG, jene Besucher in 
Quarantäne schickt, welche die andere 
Bundesorganisation, jene für den Tou -
rismus, in die Schweiz geholt hat. Da 
muss man sich fragen, wie diese Bun -
desverwaltung funktioniert, die sich 
solche Absurditäten leistet. Macht es 
den Anschein, dass dies noch mit einer 
gewissen Arroganz erfolgt, dann erin -
nert dies an die Geister des Abfallde-
partementes in der Stadt Zürich.

Bernhard im Oberdorf
Gemeinderat SVP
Zürich

Michael Gross
Gemeinderat SVP, Präsident 
Bau- und Betriebs- 
kommission Winterthur

Eines vorweg: Ich stehe den Mass-
nahmen gegen das Corona-Virus 
kritisch gegenüber und bin der An-
sicht, dass wir teilweise ein falsches 
Vorgehen mit wenig zielführenden 
oder falschen Massnahmen um-
setzen. Was jedoch in Sachen Co-
rona-Virus, Impfung und Tests im 
Internet und den sozialen Medien 
verbreitet wird, halte ich für noch 
fragwürdiger: Impfgegner, Ver -
schwörungstheoretiker und�Eso-
teriker verbreiten Unwahrhei-
ten, medizinischen Nonsens und 
betreiben damit Panikmache und 
Angstmacherei. Es werden wissen-
schaftliche Grundlagen ignoriert, 
Erkenntnisse geleugnet und sogar 
of�ziell widerlegte Studien unter 
das Volk gebracht. Personen mit 
wohl fragwürdigen Absichten ver -
suchen damit die Bevölkerung zu 
verunsichern. Beispiele sind die Be-
richte über radioaktiv «verseuch-
te» Teststäbchen, mittels welcher 
die Gedanken der Menschen mani-
puliert werden sollen; Computer-
Chips, welche mit der Impfung in 
den Körper gespritzt werden; er -
fundene Impf-Todesfälle oder die 
Empfehlung, gegen das Corona-
Virus seien Arsenik oder «infor -
mierte Schwingungsglobuli» wirk-
sam. Auch beim Thema Impfung 
wird leider Blödsinn verbreitet. 
Selbstverständlich darf man gegen 
Impfungen sein und jede/r muss 
selbst entscheiden, ob er sich imp-
fen lassen will. Aber wenn man sich 
als Impfgegner falscher Aussagen 
bedient und wissenschaftliche Er -
kenntnisse leugnet, dann wird es 
gefährlich und absurd. Nicht nur 
für sich selbst, sondern vor allem 
auch für jene Teile der Bevölke-
rung,welche sich aus medizinischen 
Gründen nicht impfen lassen kön-
nen. Die Technik der Impfung ken-
nen wir schon lange, spätestens 
seit der ersten Kuhpocken-Imp-
fung des Arztes Edward Jenner im 
Jahr 1796. Den Schauermärchen 
und abenteuerlichen Theorien über 
die neue Impftechnologie «m RNA» 
muss man zwingend mit der nö-
tigen kritischen Distanz, Bildung 
und Argwohn begegnen. Wieso 
wird versucht, einen der besten 
Lösungsansätze gegen diese Pan-
demie «in den Dreck zu ziehen»? 
Was sind die Absichten dieses Han-
delns? Ich kann es Ihnen auch nicht 
sagen, nachvollziehbar ist es aus 
meiner Sicht nicht. Es wird seit Jah-
ren an dieser neuen Impftechno-
logie geforscht und das gleiche 
Verfahren wird sogar als neuer An-
satz für die Krebstherapie geprüft. 
Auch sind die mit diesem neuen 
Verfahren produzierten Impfstof-
fe biologisch rein, was bei konven-
tionell produzierten Impfstoffen 
schlicht nicht immer möglich ist 
(z.B. In�uenza- Impfstoffe, welche 
in Hühnereiern hergestellt wer -
den). Dieser Umstand wird sich als 
Vorteil herausstellen für Allergiker 
und die allgemeinen Nebenwirkun-
gen reduzieren. Für mich ist klar: 
Wer in solchen Zeiten Fake News 
und Verschwörungstheorien ver -
breitet und damit die Bevölkerung 
verunsichert, der macht sich an der 
momentanen Situation, an den 
psychologischen Folgen und den 
massiven wirtschaftlichen Schäden 
mitschuldig.

Der Aluhut geht  
um ...

von
Markus Reinhard

Fade grad

Das neue Quartier verbindet das Ambiente einer Gartenstadt mit dem Flair 
einer�urbanen Siedlung.� Visualisierung: zVg

Neue Gemütlichkeit oder doch eher Frostbeulen? Die Ratssitzung konnte wegen der Kälte in der Halle nicht  
zu Ende geführt werden.� Bild: Pixabay
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RHEINFALL IST MEHR ALS NUR EIN SCHÖNER WASSERFALL

Seit über 900 Jahren 
als�Energielieferant genutzt
Aktuell wird wieder laut über den Ausbau der Wasserkraftnutzung am 
Rheinfall diskutiert. Es geht dabei oftmals vergessen, dass diese am  
Rheinfall schon seit dem 12. Jahrhundert genutzt wird und er auch die  
Wiege des Aluminiums ist.

RoMü. In den letzten Monaten ist der 
Rheinfall erneut in den Fokus für einen 
möglichen Ausbau der Wasserkraft ge -
rückt. Insbesondere wird befürchtet, 
dass der stiebende und tosende Rhein-
fall als Tourismusmagnet und Hotspot 
unter einem weiteren Ausbau zur Nut -
zung der Wasserenergie leiden könnte. 
Diese Diskussionen haben völlig unter -
schiedliche und vor allem sehr gegen -
sätzliche Reaktionen ausgelöst. Dabei 
nimmt aber kaum ein Rheinfalltourist 
oder auch ein Einheimischer Notiz 
davon, dass ein durchaus beachtliches 
kleines Kraftwerk auf der Neuhauser 
Seite wertvolle Energie aus der Was-
serkraft gewinnt. 

Man geht davon aus, dass diese Kraft 
des strömenden Rheins bereits seit dem 
Anfang des 12. Jahrhunderts genutzt 
wird. Dabei ist im Jahr 1111 von einer 
dem Kloster Allerheiligen gehörenden 
Mühle die Rede. Anfang des 15. Jahr-
hunderts folgten die ersten Eisen -
schmieden. Während des Dreissigjäh -
rigen Krieges beschloss der Schaffhau-
ser Rat 1630, die erste Eisengiesserei 
mit einem Schmelzofen zu errichten, 
um mit dem Erz vom Lauferberg Ku -
geln zu produzieren. 

Neuau�age der Eisenverhütung  
am Rheinfall
Eine neue Ära läutete die Industriali -
sierung ein. Der aus Deutschland ein -
gewanderte Johan Georg Neher erwarb 
zusammen mit seinem Bruder Joseph 
Anton 1810 die Eisenwerke Laufen. Der 
Start war harzig. Der Plan von Neher, 
eine Nagelfabrik einzurichten, wurde 
von den mächtigen Schaffhauser Zünf -
ten beschnitten und mit der Au�age 
versehen, dass er das benötigte Eisenerz 
im Kanton beschaffen musste. Trotz -
dem baute er unter anderem nebst einer 
Giesserei auch einen neuen Hochofen, 
welcher 8,5 m hoch war und 10 Tonnen 
Roheisen pro Woche lieferte. Schon 
bald lösten leistungsfähigere Turbi -
nen die Wasserräder ab. 1885 standen 
bereits vier Turbinen nebst vier Was -
serrädern im Einsatz. Der Einbau der 
ersten Turbine geht in das Jahr 1853 
zurück, wo die neu gegründete Wag -
gon-Fabrik sich verp�ichtete, zur bes -
seren Wassernutzung einen neuen 
Schwelldamm zu bauen. Damit wurde 
ihr zugestanden, im Oberwasserkanal 
ein Turbinenhaus zu erstellen und mit 
der Turbine von 30 PS Leistung deren 
Kraft über eine Welle und Zahnräder 
dem neuerstellten Fabrikgelände auf 
der Terrasse direkt über dem Rheinfall 
zuzuführen. 

Wiege der Aluminiumproduktion
Zugleich stand am Rheinfall auch 
die Wiege für die europäische Alumi -
niumproduktion, indem der französi -
sche Metallurge Paul Louis T. Héroult 
im Laufen die erste Aluminimumfa -
brik einrichtete. Nach seiner Überzeu -
gung reichten 20 Kubikmeter Wasser 
pro Sekunde, um nach seinem Patent 
industriell Aluminium herzustellen. Ab 
1889 begann das eigentliche Zeitalter 
der modernen ausgebauten Strompro -
duktion, welche für die Aluminium -
herstellung unerlässlich war. Im Feb -
ruar jenes Jahres bewilligte der Schaff -
hauser Regierungsrat die Neufassung 
der Wasserkräfte. 

Nun führte eine eiserne Rohrleitung 
von 2,5� Meter Durchmesser das Was-
ser zu den Werkanlagen. Um dieses mit 
maximal 20�Kubikmeter pro Sekunde 
ef�zienter zu nutzen, wurden acht Jo -
valturbinen mit einer Totalleistung von 
4500�PS installiert. 

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts zog 
das nun massiv gewachsene Industrie-
unternehmen ins Wallis nach Chippis, 
wo mehr Wasser und Raum für den 

Bau des grössten Aluminimumwerkes 
in Europa zur Verfügung standen. 

Kraftwerk ist gut eingebettet
Die Rheinkraftwerk AG Neuhausen er-
hielt 1948 die Konzession für 80 Jahre 
bis 2030, um 25 Kubikmeter Wasser 
pro Sekunde zu nutzen. Für die nächs -
te anstehende Konzessionserneuerung 
auf Ende 2030 haben die beiden Kanto-
ne Zürich und Schaffhausen als Kon -
zessionsgeber beschlossen, das Heim-
fallrecht zu beanspruchen und die 
Kraftwerkanlagen zu übernehmen. Ak -
tuell werden am Rheinfall mit 28 bis 
30 Kubikmeter Wasser pro Sekunde 
unter Ausnützung des Gefälles von 
etwas mehr 23 Metern pro Jahr, bei 
einer montierten Leistung von 4,4 MW, 
rund 45 Mio. kWh Strom produziert. 
Dieser wurde 2019 für 1,429 Mio. Fran -
ken� – 3,1 Rappen je kWh� – verkauft. 
Aus diesem Erlös �oss als Wasserrechts-
abgabe mit 1,42 Rappen fast die Hälfte 
an die die Kantone Schaffhausen und 
Zürich. Um diese Strommenge und die 
Bedeutung des kleinen Kraftwerkes 
auch mit Blick auf die Produktion von 
verlässlicher und billiger Bandenergie 
einzuordnen, hier ein Vergleich mit den 
Zahlen der Kostendeckenden Einspei-
severfügung (KEV): Im Kanton Schaff -
hausen haben 2019 von der KEV mit 
3,788 Mio. Franken geförderte 133 Pho-
tovoltaik-, Biomasse- und Windkraftan -
lagen mit einer montierten  Leistung von 
8,705 MW exakt 12,033 Mio. kWh Strom 
zu einem mittleren Preis von 31,5 Rap -
pen je kWh produziert. Mit anderen 
Worten produziert das Kraftwerk am 
Rheinfall verlässlich zu einem Preis von 
einem Zehntel des von der KEV pro 
Einheit geförderten Stroms fast vier -
mal mehr Strom als diese 133 Anlagen 
zusammen. 

Achtung!
Zahle Höchst- 

preise für  
alle Autos.  

Komme bei Ihnen  
vorbei.

Telefon  
044 822 26 11

LESERBRIEF

Führungsversagen in der Corona-Politik
Gesetze und Verordnungen allein ge -
nügen auch in der Gesundheitspolitik 
nicht. 

Es ist zuzugeben, vor einem Jahr, zu 
Beginn der auftauchenden Corona- 
Seuche aus China war die Verunsiche-
rung allgegenwärtig und die Situation 
schwierig zu beurteilen. In Unkenntnis 
der gesundheitlichen Auswirkungen 
auf die Betroffenen und das Gesund -
heitswesen generell waren pauschal 
verordnete Massnahmen verständlich. 

In der Zwischenzeit, spätestens seit 
Juni des Vorjahres, waren Übertragun -
gen der Krankheit und die durch das 
Virus besonders bedrohten Personen-
gruppen bekannt. Gleichzeitig wurden 
die Bemühungen, wirksame Medika -
mente zu entwickeln, intensiviert. Er -
folgreich wie sich in der Zwischenzeit 
feststellen lässt. Was haben die zustän -
dige Behörde, die verantwortlichen 
Vorsteher und die Gesundheitsämter 
seit vergangenem Sommer getan?

Der vorbehaltene Entschluss
Aufgrund der bekannten Herausforde -
rung und der drohenden, immer wie -
der heraufbeschworenen zweiten Welle 
wäre die alte Führungsweisheit des vor -
behaltenen Entschlusses notwendig ge-
wesen. Eine Massnahme, die in jeder 
Unterof�ziers-Schule und in jeder Un -

ternehmensführung gelernt wird. Nun 
ist es so, dass sich zuhauf kluge, aber 
Militärdienst ablehnende Hochschul -
absolventen in den Gesundheitsämtern 
tummeln und dort auch die Unterneh -
mensführung nicht vermittelt wird. 
Während die Grundlagen, Gesetz und 
Verordnungen für Krisen vorhanden 
sind, fehlen die geeigneten Personen 
zur Umsetzung. 

Es dürfte vor etwa sechs Jahren ge-
wesen sein, als das Epidemien-Gesetz 
aufgrund der SARS-Erfahrung angepasst 
wurde. Es erfolgte eine bundesweite 
Übung unter Führung des VBS (Depar-
tement für Verteidigung BEVÖLKE-
RUNGSSCHUTZ und Sport) mit ähnli -
cher Übungsanlage wie die derzeitige 
Realität. Warum sich das in Führung 
unerfahrene Berset-Departement BAG 
weigerte, das in der damaligen Übung 
federführend eingesetzte VBS zu akti -
vieren, bleibt sein Geheimnis. Das Re-
sultat allerdings ist chaotisch und 
scheint sich ohne Ende fortzusetzen.

Führungschaos ohne Ende
Noch wurde in der ersten Phase der 
Pandemie das Maskentragen als un-
wirksam bezeichnet. Eine masketra -
gende Parlamentarierin der ersten 
Stunde wurde verspottet und gerügt. In 
der Zwischenzeit wird in vorgeschrie -

benen Orten das Nichttragen einer 
Maske gebüsst. Die beratenden Wissen-
schafter drängen an die Mikrofone, 
überbieten sich mit laufend wider -
sprüchlichen Aussagen und verunsi -
chern damit die Bevölkerung. Die Vor -
bereitung der Impfkampagne spottet 
unterdessen jeder Beschreibung. Ob-
wohl seit dem vergangenen Sommer 
erwartet, wurden z.B. die Spitäler in 
unserem Kanton erst Anfang Jahr auf -
gefordert, ein Impfzentrum für die Re -
gion zu errichten, sich aber gleichzei -
tig dafür zu bewerben. Natürlich ohne 
dafür eine gesicherte �nanzielle Ent -
schädigung zu erhalten. Eine wirksa -
me Strategie, um Gefährdete in Alters- 
und P�egeheimen wirksam zu schüt -
zen, fehlt bis heute. 

Man könnte das Führungsversagen 
noch um einige Beispiele erweitern. Es 
ist zu hoffen, dass Dank Impfung und 
hohe Immunitätsanteil in der Bevölke -
rung die Pandemie in wenigen Mona -
ten Geschichte sein wird. 

Was bleibt, ist die Erkenntnis, dass 
trotz genügender rechtlicher Grundla -
ge unsere Gesundheitsbeamten und 
ihre Chefs für Krisen-Bewältigung un -
tauglich sind. 

Toni Bortoluzzi,  
alt Nationalrat, Affoltern am Albis

SVP LEHNT FORDERUNG NACH ERNEUTER SCHULSCHLIESSUNG ENTSCHIEDEN AB

Schulen müssen offen bleiben
Es darf nicht sein, dass unsere Kinder und Jugendlichen unter einer verfehlten, planlosen Corona-Politik  
leiden müssen. Dass Taskforce-Mitglieder ernsthaft Fernunterricht fordern, zeugt vor allem von einer  
realitätsfernen akademisch abgehobenen Haltung. Dass Fernunterricht für viele Schülerinnen und Schüler  
nicht funktioniert, hat die erste Corona-Welle bereits zur Genüge gezeigt.

Damit Jugendliche nicht durch die Ma -
schen fallen, brauchen sie schlicht of -
fene Ausbildungsbetriebe und guten 
Schulunterricht.

Für die SVP ist deshalb klar, dass: 
	– unsere Kinder und Jugendlichen 
auch in einer Pandemie ein Recht 
auf Bildung haben. Dazu gehört auch 
der Präsenzunterricht. Die Jugendli -
chen können zwar oft problemlos 
mit den technischen, digitalen Mög -
lichkeiten des Fernunterrichts um -
gehen, doch der Lernerfolg ist damit 
nicht gesichert.	   
Die Erfahrungen vom  Frühling 2020 
haben gezeigt, dass lernschwächere 
Schüler und solche aus bildungsfer -
nen Familien im Fernunterricht re -
gelrecht abgehängt werden und die -
sen Rückstand oft nicht aufholen 
können.

	– die Schullaufbahnen sicherzustellen 
sind. Bei Übertritten, bei Aufnahme -
verfahren, Zwischen- und Abschluss -
prüfungen darf es keine Konzessio -
nen geben. Die Lehrpläne bleiben 

gültig und die reibungslosen Über -
gänge sind zu garantieren.

	– auch in der Sekundarstufe I nicht 
wieder auf Fernunterricht umgestellt 
werden darf. In diesem Alter berei -
ten sich die Jugendlichen auf die Be -
rufswahl vor, was eine enorm wich -
tige Weichenstellung bedeutet. Die 
Lehrkräfte und die Schulen haben 
dabei eine wichtige Rolle, da viele 
Schüler bei der Lehrstellensuche 
wenig oder keine Unterstützung der 
Eltern erhalten

	– Übertritts- und Abschlussprüfungen 
namentlich in der Berufsschule ord -
nungsgemäss durchzuführen sind. 
Einen Verzicht auf Prüfungen zu -
gunsten von Erfahrungsnoten darf 
es nicht geben. Damit sich ihre Aus -
sichten auf dem Arbeitsmarkt nicht 
zusätzlich verschlechtern, brauchen 
die Jugendlichen einen normalen Un -
terrichtsbetrieb mit regulären Prü -
fungen.

	– Kinder und Jugendliche in der Puber -
tät aufgrund ihrer Entwicklung auf 
das soziale Umfeld angewiesen sind, 

das ihnen der Präsenzunterricht 
bietet. Dieser trägt dazu bei, kogni -
tive, sozio-ökonomische, familiäre 
und entwicklungspsychologische 
Einschränkungen zu verringern.

	– den Schulen auch eine grosse sozia-
le Verantwortung zukommt. In der 
Corona-Pandemie nehmen Stress, 
Kon�ikte, psychische und physische 
Gewalt in den Familien zu. Eine er -
neute Schliessung der Schulen würde 
bei belasteten Kindern und Jugend -
lichen massive Schäden anrichten.

	– eine erneute Schliessung der Schulen 
bei gleichzeitiger Homeof�ce-P�icht 
vor allem alleinerziehende berufstä -
tige Mütter vor schier unlösbare Pro -
bleme stellen würde.

Das Ausmass der Schäden bei unseren 
Kindern und Jugendlichen ist bereits 
massiv. 

Das zeigen die stark angestiegenen 
Fallzahlen in der Jugend-Psychiatrie 
und bei Beratungsstellen�– gegen diese 
erschreckende Entwicklung ist end -
lich etwas zu unternehmen. 

Geschlossene Schulen sind Gift für die Chancengleichheit.� Bild: Pixabay

Heute noch erinnert ein Wasserrad 
am�Mühlehaus im Laufen an die 
seit�Jahrhunderten hochstehende 
Wasserkraftnutzung.� Bild: RoMü 
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SVP-STAMM

Bezirk Bülach / Embrach
Jeweils am letzten Sonntag im Monat, ab 
10.30 bis 12.00 Uhr, Restaurant Rose, Ober-
embrach. 

Bezirk Dielsdorf / Dielsdorf
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Restaurant «La Torre», Dielsdorf. 

Bezirk Dietikon / Birmensdorf und 
Urdorf
Jeden ersten Samstag im Monat, ab 10.00 
Uhr, im Bistro Alterszentrum am Bach, Bir-
mensdorf. 

Bezirk Horgen / Thalwil
Jeden ersten Montag im Monat (ohne Ja-
nuar und April), ab 19.00 Uhr, Restaurant 
Hö�i, Farbsteig 17, Thalwil. 

Bezirk Pfäf�kon / Pfäf�kon
Jeden ersten Samstag im Monat, von 11 bis 
12 Uhr, Restaurant Hecht, Usterstrasse 8, 
Pfäf�kon. 

Bezirk Uster / Uster
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 
17.30 Uhr, Bar Enoteca, Tannenzaunstrasse 
23, Uster. 

Junge SVP Kanton Zürich
Alle Events der Jungen SVP Kanton Zürich 
�ndest du auf unseren Social Media Chan-
nels oder auf unserer Website www.jsvp-
zh.ch. 

Stadt Winterthur /   
Oberwinterthur
Jeden ersten Donnerstag im Monat, 18.30 
Uhr, Restaurant Stadtrain, Römerstrasse 
71, Winterthur. 

Stadt Winterthur / Wül�ingen
Jeden Samstag, 11.00 bis 12.30 Uhr, Ta-
verne zum Hirschen, Lindenplatz 2, Win-
terthur. 

Stadt Zürich / Kreis 4 und 5
Jeden ersten Donnerstag im Monat, ab 
18.30 Uhr, Restaurant Kornhaus, Langstras
se 243 (Limmatplatz), Zürich. 

Stadt Zürich / Kreis 6
Jeden ersten Montag im Monat, 19.00 Uhr, 
Restaurant Neubühl, Winterthurerstrasse 
175, Zürich. 

Stadt Zürich / Kreis 12
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.30 
Uhr, Restaurant «Schwamedinge», Schwa-
mendingerplatz 2, Zürich.

SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Bülach
Mittwoch, 27. Januar 2021, 20.00 Uhr, On-
line-Infoveranstaltung über die wichtigen 
Abstimmungsvorlagen vom 7. März 2021, 
Link unter www.svp-bezirkbuelach.ch, mit 
den Nationalräten Barbara Steinemann 
und Mauro Tuena sowie den Kantonsräten 
Claudio Schmid und Matthias Hauser.

Bezirk Dielsdorf / Niederglatt
Donnerstag, 25. März 2021, 19.30 Uhr, Ge-
neralversammlung, Lokalität noch offen, 
Niederglatt.

Bezirk Meilen / Zollikon
Mittwoch, 24. März 2021, 18.00 Uhr, Gene-
ralversammlung, anschliessend Höck, Lo-
kalität noch offen, Zollikon, mit National-
rat Gregor Rutz.

Montag, 17. Mai 2021, 19.00 Uhr, Höck, Lo-
kalität noch offen, Zollikon, mit National-
rat Gregor Rutz.

Montag, 12. Juli 2021, 19.00 Uhr, Höck, Lo-
kalität noch offen, Zollikon, mit National-
rat Gregor Rutz.

Montag, 6. September 2021, 19.00 Uhr, 
Höck, Lokalität noch offen, Zollikon, mit 
Nationalrat Gregor Rutz.

Montag, 8. November 2021, 19.00 Uhr, 
Höck, Lokalität noch offen, Zollikon, mit 
Nationalrat Gregor Rutz.

Stadt Zürich / Kreis 11
Samstag, 23. Januar 2021, 09.00 Uhr, 
Standaktion, Marktplatz, Zürich-Oerlikon.

Samstag, 6. Februar 2021, 09.00 Uhr, 
Standaktion, Zehntenhausplatz, Zürich-
Affoltern.

Samstag, 20. März 2021, 09.00 Uhr, Stand-
aktion, Marktplatz, Zürich-Oerlikon.

Samstag, 27. März 2021, 09.00 Uhr, Stand-
aktion, bei der Kirche Maria Lourdes, Zü-
rich-Seebach.

Samstag, 10. April 2021, 09.00 Uhr, Stand-
aktion, Marktplatz, Zürich-Oerlikon.

Samstag, 15. Mai 2021, 09.00 Uhr, Stand-
aktion, Marktplatz, Zürich-Oerlikon.

Samstag, 22. Mai 2021, 09.00 Uhr, Stand-
aktion, Zehntenhausplatz, Zürich-Affoltern.

Samstag, 29. Mai 2021, 09.00 Uhr, Stand-
aktion, Marktplatz, Zürich-Oerlikon.

Samstag, 5. Juni 2021, 09.00 Uhr, Standak-
tion, bei der Kirche Maria Lourdes, Zürich-
Seebach.

Samstag, 21. August 2021, 09.00 Uhr, 
Standaktion, Marktplatz, Zürich-Oerlikon.

Samstag, 4. September 2021, 09.00 Uhr, 
Standaktion, Zehntenhausplatz, Zürich-
Affoltern.

Samstag, 11. September 2021, 09.00 Uhr, 
Standaktion, bei der Kirche Maria Lourdes, 
Zürich-Seebach.

Samstag, 30. Oktober 2021, 09.00 Uhr, 
Standaktion, Marktplatz, Zürich-Oerlikon.

Samstag, 6. November 2021, 09.00 Uhr, 
Standaktion, Zehntenhausplatz, Zürich-
Affoltern.

Samstag, 13. November 2021, 09.00 Uhr, 
Standaktion, Marktplatz, Zürich-Oerlikon.

WEITERE VERANSTALTUNGEN

Freitag, 3. September 2021, bis Sonntag, 
5. September 2021, SVP-Schiessen 2021, 
Weiningen (Vorschiessen am Freitag, 
27. August 2021). Weitere Informationen 
folgen.

TO-DO-LISTE

SVP in Aktion …

Delegiertenversammlung in Ihrer Sektion�– jetzt online
Führen Sie jetzt die Delegiertenversammlung in Ihrer Sektion online durch.  
Das Sekretariat SVP Kanton Zürich bietet Unterstützung in der Durchführung  
der DV in den Sektionen via Zoom. Rufen Sie uns an! Tel. 044 217 77 66

Vorbereitung Plakatierung
Bis Ende Januar werden die Plakate geliefert für die Abstimmungen vom  
7. März 2021. Überprüfen Sie bereits heute die Plakatständer, damit das  
Plakatieren einfach und schnell geschehen kann. Sie werden informiert, sobald  
die Plakate bereit sind. Papierplakate werden verschickt, Hohlkammerplakate 
können an den vereinbarten Standorten abgeholt werden. Bei Fragen wenden  
Sie sich an das Sekretariat: Tel. 044 217 77 66

Schreiben Sie Leserbriefe
Bereits in sechs Wochen heisst es wieder abstimmen! Schreiben Sie Leserbriefe 
zu�den verschiedenen Abstimmungsvorlagen. Die Abstimmungsparolen �nden  
Sie auf Seite 3 in dieser Ausgabe. Senden Sie Ihre Leserbriefe auch an den Zürcher 
Bote: zb@svp-zuerich.ch

Teilen Sie die Beiträge der SVP Kanton Zürich auf  
den Socialmedia-Kanälen.  
Sie �nden uns wie folgt: 
www.facebook.com/svpzuerich/ | twitter.com/svpzh | instagram.com/svpzuerich/

SVP DIGITAL

In den Sümpfen von Bern Folge 129
Der Bundesrat hat den Kopf verloren. Thomas Matter zur 
bundesrätlichen Drangsalierung der Bevölkerung.

Uf dä Punkt
Stefanie Gartenmann präsentiert ‹schöne Aussichten›: vom 
Öko-Lockdown über die Öko-Diktatur zum Öko-Kommunis-
mus. 

Teleblocher
Folge 698: Schneefall, Lockdown und Führungsfehler
Alt Bundesrat Christoph Blocher im wöchentlichen Gespräch 
mit Matthias Ackeret.

Schweizerzeit Verlags AG
Zu Besuch im Militärmuseum Full-Reuenthal – Zeuge  
der Schweizer Wehrbereitschaft. Thomas Hug führt  
Ulrich Schlüer durch eine bemerkenswerte Sammlung.

GEMEINDEWAHLEN 2022

Mit solider Basisarbeit zum Erfolg 
Wie gewinnen wir bei den nächsten Wahlen? Indem wir die Sorgen unserer Basis kennen und ernst nehmen. Indem  
wir (potenzielle) Wähler mit unseren politischen Lösungen und fähigen Kandidaten überzeugen. Indem wir aktiv 
politisieren und mobilisieren. Die Ortssektionen der SVP Kanton Zürich leisten dazu wesentliche Grundlagenarbeit. Mit 
einer Umfrage bei der Parteibasis und darauf basierenden Online-Workshops sollen die SVP-Ortssektionen unter- 
stützt werden und eine Grundlage für ihre enorm wichtige Parteiarbeit erhalten. 

Die SVP ist die Partei, die sich noch für 
die direkte Demokratie, gesunde Finan -
zen, persönliche Freiheit, Eigenverant -
wortung, einen schlanken, souveränen 
Staat und damit für wichtige Erfolgs -
faktoren der Schweiz einsetzt. Wir sind 
uns alle einig: Die politischen Grund -
sätze der SVP sind richtungsweisend 
für eine zukunftsfähige, lebenswerte 
Schweiz. 

Damit unsere Positionen Gehör �n -
den und durchsetzbar sind, brauchen 
wir eine starke Basis. Personen, welche 
unsere Positionen auf sympathische 
Art und Weise nach aussen tragen und 
die Menschen in ihrem Umfeld von 
unseren Lösungen überzeugen. 

Wertvolle Grundlagenarbeit
Wie gelingt es uns also, unsere Basis 
abzuholen, zu mobilisieren und zu 
stärken? 

Die SVP-Ortssektionen leisten dazu 
wesentliche Grundlagenarbeit. Sie sind 
es, die am nächsten an der Bevölke-
rung und ihren Problemen sind. Ent -

sprechend ist es entscheidend für den 
Erfolg der SVP, die Erfahrungen der 
Sektionen abzuholen und ihnen mit 
unterstützenden Massnahmen den Rü -
cken zu stärken. 

Genau das ist das Ziel der Workshops, 
die wir am letzten Samstag für Sektio -
nen der Parlamentsgemeinden, der Ex -
ekutivgemeinden sowie der Städte Zü -
rich und Winterthur gestartet haben. 
Darin diskutieren die Vertreter der SVP-
Ortssektionen wichtige Fragestellungen 

im Hinblick auf die Parteiarbeit und 
die kommenden Gemeindewahlen. Die 
Ergebnisse der Umfrage, welche die 
SVP Kanton Zürich im Dezember 2020 
bei der Parteibasis durchgeführt hat, 
liefern dabei wichtige Anhaltspunkte. 

Entscheidend ist, dass jede und jeder 
von uns zu einer soliden Basisarbeit 
und lösungsorientierten SVP-Politik 
beiträgt. Mit den Workshops legen wir 
eine Grundlage, um gemeinsam «für -
schi» zu kommen. 

Anita Borer
Gemeinderätin SVP und 
Inhaberin «fürschi GmbH»
Uster

Multipliziertes Wissen: Die Workshops bündeln die Erfahrungen  
der Sektionen.� Bild: Pixabay

LESERBRIEF

Horrende Kostenfolgen für kommende 
Generationen
Mit weiteren drastischen Massnahmen 
werden das soziale Leben und die wirt -
schaftliche Tätigkeit in der Schweiz 
massiv eingeschränkt. Auch langfristig 
ist es die junge Bevölkerung, welche 
die Zeche am Ende bezahlen wird.

Vom Bundesrat werden Massnahmen 
beschlossen, die keiner wissenschaftli -
chen Betrachtung standhalten. Wenn 
das neue mutierte Virus so gefährlich 
und ansteckend ist, warum schliesst 
man nicht die Grenze? Oder macht zu -
mindest drastische Kontrollen mit 
Schnelltests? Der Bundesrat muss sich 
den Vorwurf gefallen lassen, etliche 
Massnahmen auf Druck des Auslandes 
erlassen zu haben. Als die neuen Mass-
nahmen ergriffen wurden, waren doch 
die Ansteckungszahlen rückläu�g und 
der R-Wert, wie im Nachhinein bekannt 
wurde, deutlich tiefer. Als dies offen -
kundig wurde, wurde der R-Wert von 
der Taskforce als nicht mehr so rele -
vant hingestellt. Mir kommt es vor, als 
bediente man sich exakt jener Fakto -

ren, die gerade das Tun der Regierung 
rechtfertigen. Wie soll aber damit in 
der Bevölkerung Akzeptanz geschaffen 
werden? Es gibt anscheinend ein über 
vierzig Jahre altes Medikament, wel -
ches in Australien den USA und Argen -
tinien sowohl bei der Heilung von nicht 
akuten Covid-19-Patienten als auch bei 
der prophylaktischen Einnahme aus -
serordentliche Wirksamkeit bewiesen 
haben soll. Warum wird von der Task -
force nicht mal in dieser Richtung ge -
arbeitet? Wie eingangs erwähnt, wer -
den unsere Kinder massiv an den hor -
renden Kostenfolgen der getroffenen 
Massnahmen leiden. Es ist ein Irrtum, 
zu glauben, dass die Zinsen auf immer 
und ewig auf diesem tiefen Niveau 
bleiben werden. Dazu kommt, dass die 
Reformen der AHV und Pensionskassen 
nicht vorwärtskommen. Es ist absehbar, 
dass diese zusätzlichen Kosten auf die 
junge Generation abgewälzt werden.

Karl-Heinz Meyer, Neerach
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